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Der Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. Wir sind 
noch nicht vollzählig, liegt ein bisschen daran, dass 
parallel noch wichtige Arbeitsgruppensitzungen 
stattfinden und wir auch einen ungewöhnlichen 
Termin für unsere Anhörung wählen mussten, weil 
das wichtige Gesetz, über das wir gleich beraten, 
noch in dieser Woche verabschiedet werden wird. 
Ich bin überzeugt, dass noch einige Kolleginnen 
und Kollegen im Laufe der Anhörung dazu stoßen 
werden. Ich darf Sie recht herzlich zu unserer öf-
fentlichen Anhörung des Ausschusses für Ernäh-
rung und Landwirtschaft begrüßen. Es geht um das 
wichtige Thema „Gemeinschaftsaufgabe zur Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“, kurz GAK genannt. Nach meiner festen Über-
zeugung ist dieses GAK-Gesetz auch für die Zukunft 
eines unserer wichtigsten politischen Hebel im 
Hinblick auf die ländlichen Regionen, auf die För-
derung und die Stärkung der ländlichen Regionen. 
Ich bin einer von denen, die davon überzeugt sind, 
dass wir zukünftig mehr denn je auch eine Politik 
für den ländlichen Raum brauchen. Wir haben ge-
nügend Probleme: der demographische Wandel, 
eine gewisse Abwanderungstendenz, schlechte 
Einkommen und auch nicht die besten Perspektiven 
für die Landwirtschaft. Um all diesen Anforderun-
gen gerecht zu werden, braucht es für das GAK eine 
Modifizierung; es braucht eine noch bessere Mit-
telausstattung (da kann man sich immer noch mehr 
wünschen). Aber ich meine, wir sind jetzt an einem 
Punkt angelangt, wo wir Zeichen setzen wollen. Wir 
wollen deshalb mit den von den Fraktionen be-
nannten Sachverständigen über die möglichen 
Konsequenzen des Gesetzentwurfes zur Änderung 
des GAK-Gesetzes sprechen und uns ein vertieftes 
Bild verschaffen. Ich darf zunächst diejenigen 
herzlich willkommen heißen, die als Sachverstän-
dige der Verbände/Institutionen und als Einzel-
sachverständige für die heutige Anhörung eingela-
den worden sind. Ich danke Ihnen sehr herzlich, 
dass Sie zu uns gekommen sind, uns persönlich zur 
Verfügung stehen. Ich begrüße herzlich vom Deut-
schen Bauernverband e. V. (DBV) Herrn Udo Hem- 
merling, vom Deutschen Landkreistag e. V.  
Herrn Professor Dr. Hans-Günther Henneke, vom 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt, Ver-
braucherschutz des Landes Mecklenburg-Vor- 
pommern Frau Dana Awe, vom Thüringer Ministe-
rium für Infrastruktur und Landwirtschaft Herrn  
Dr. Frank Augsten. Als Einzelsachverständige be-

grüße ich Herrn Timm Fuchs vom Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund e. V., Frau Professor  
Dr. Claudia Neu von der Hochschule Niederrhein 
und Herrn Professor Dr. Peter Weingarten vom Jo-
hann Heinrich von Thünen-Institut. Darüber hinaus 
begrüße ich zu meiner Rechten den Parlamentari-
schen Staatssekretär beim Bundesminister für Er-
nährung und Landwirtschaft, Herrn PSt Peter Ble-
ser, den ich auch gleich entschuldigen muss, weil er 
um 12:30 Uhr einen weiteren wichtigen Termin hat. 
Ich danke Ihnen, dass Sie alle gekommen sind. 
Unaufgefordert wurden unserem Ausschuss  
drei Stellungsnahmen übersandt. Diese habe ich 
sowohl meinem Stellvertreter, den Obleuten und 
den Berichterstattern zugänglich gemacht. Ich be-
grüße ganz herzlich, wenn auch zuletzt, die Zuhö-
rerinnen und Zuhörer auf den Zuschauertribünen. 
Wir freuen uns, dass Sie das Angebot wahrnehmen 
und diese öffentliche Anhörung begleiten. Ein paar 
Regeln will ich in Kürze sagen: Sie verhalten sich 
bitte ruhig, machen keine Fotos und stören somit 
den Sitzungsverlauf nicht. Ich verweise darauf, dass 
wir zur Erstellung des Protokolls eine sog. digitale 
Tonaufzeichnung anfertigen. Deswegen müssen 
diejenigen, die jeweils das Wort erteilt bekommen 
haben, die Mikrofone benutzen. Ich weise auch 
darauf hin, dass die Anhörung im sog. Livestream 
auf der Homepage des Deutschen Bundestages an-
geschaut werden kann. Zum Verfahren in aller 
Kürze: Wir haben vereinbart, dass nach meiner Be-
grüßung die Sachverständigen Gelegenheit für ein 
Eingangsstatement von maximal fünf Minuten er-
halten. Die Zeit bitte ich einzuhalten. Für die An-
hörung selbst sind zwei Fragerunden vorgesehen: 
Die erste Runde mit einer Stunde; da haben wir die 
Rede- und Antwortzeit wie folgt verteilt: Für die 
CDU/CSU 25 Minuten, für die SPD 15 Minuten, für 
die Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN jeweils 10 Minuten. In der zwei- 
ten Runde sind 30 Minuten vorgesehen. Damit hal-
biert sich entsprechend die Redezeit. Ich werde 
anschließend den angesprochenen Sachverständi-
gen das Wort erteilen, damit diese dann direkt 
antworten können. Wenn jetzt kein Widerspruch zu 
erkennen ist, das ist nicht der Fall, starten wir mit 
den Eingangsstatements - bitte denken Sie an Ihre  
fünf Minuten - in der Reihenfolge, wie Sie hier sit-
zen und ich Sie auch begrüßt habe. Damit erteile ich 
zunächst Herrn Hemmerling das Wort, bitteschön.  
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Udo Hemmerling (DBV): Vielen Dank Herr Vorsit-
zender, Herr Staatssekretär, sehr geehrte Damen und 
Herren, für die Einladung und für die Möglichkeit, 
hier zum GAK-Gesetz zu sprechen. Wenn wir diese 
GAK-Novelle vor uns haben, wurde ja im Vorfeld 
viel und lange diskutiert. Von der Ausgangsposition 
zu sagen, wir belassen es bei der Anknüpfung im 
Grundgesetz, so wie es heute ist beim Agrarstruk-
turbegriff. Das war für uns schon mal ein wichtiger 
Punkt. Es wird viel diskutiert über eine „Gemein-
schaftsaufgabe ländliche Räume“, das ist auch 
richtig so, dass man sich in diese Richtung entwi-
ckelt; aber man sollte den Agrarstrukturbezug nicht 
fallen lassen. (Und wir sehen es zumindest so, 
dass,) solange es verschiedene Bundesressorts gibt, 
die sich mit verschiedenen Fachthemen beschäfti-
gen, es auch eine gewisse Logik hat, die Gemein-
schaftsaufgabe an diese anknüpfen zu lassen. Wo-
rauf man natürlich Wert legen sollte, ist eine grö-
ßere Koordination und Abstimmung der Ressorts 
innerhalb der Bundesregierung, aber auch zwischen 
Bund und Ländern. Konkret jetzt zu dem Vorschlag 
gibt es einige maßvolle Erweiterungen hier in der 
GAK. Wir meinen, dass die Erweiterung vor allem 
sich konzentrieren muss auf Arbeitsplätze, Wert-
schöpfung, Investition, Infrastrukturen im ländli-
chen Raum. Und ich will es mal vom Bedarf her 
erstmal definieren: Wir reden über vieles Neues, 
was wir in Angriff nehmen müssen, aber wir müs-
sen auch die Infrastrukturen erhalten. Etwa das 
Thema ländlicher Wegebau: Was von unseren Vä-
tern und Großvätern vor 50 Jahren alles mal aufge-
baut werden durfte, das muss jetzt auch erhalten 
werden und in die Zukunft gebracht werden. Von 
daher ist uns da sehr gelegen an einem stabilen 
Budget und dass den Erweiterungen, über die wir 
hier reden, auch eine finanzielle Aufstockung ge-
genüber steht. Wir sind sehr interessiert, hier über 
diese Erweiterung zu reden, aber damit muss auch 
eine entsprechende Mittelerhöhung einhergehen. 
Wir setzen hier auf die entsprechenden Zusagen des 
Ministeriums und der Bundesregierung. Wir reden 
auch in der GAK über Umwelt- und Ressourcen-
schutz, den Beitrag, den die Landwirtschaft hier 
leistet, leisten muss, sie kann ja auch noch mehr 
leisten. Aber das muss alles in einem Gleichgewicht 
sein und wir sehen vor allen Dingen hier eben auch 
Investitionen und Wertschöpfung, das muss min-
destens das Gleichgewicht in der GAK erhalten. 
Konkret sehen wir den Punkt der Kleinstunter-
nehmen im ländlichen Raum außerhalb der Land-

wirtschaft, darüber wird ja diskutiert, das hier sofort 
in den Vordergrund zu setzen, auch umzusetzen 
und nachzuziehen, das ist auch richtig so. Wir  
sehen vor allen Dingen die Förderung der unter-
nehmerischen Initiativen (als notwendig an). Und 
auch hierzu die Frage: Ist ein guter Abgleich (mit 
anderen Förderungen) gegeben? Aus unserer Sicht 
ist der schon gegeben, denn nach unserem Ver-
ständnis konzentriert sich die regionale Wirt-
schaftsförderung auf Unternehmen, die überregio-
nale Wertschöpfungen erzielen. Also hier ist das 
50 Kilometer-Kriterium, also die Unternehmen sol-
len eine überregionale Wertschöpfung erzielen. Nur 
diese Unternehmen sind dort förderbar. Und von 
daher sehen wir hier durchaus eine Komplementa-
rität (zwischen GAK und GRW – Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“), die dann Sinn macht, gerade in ländli-
chen Regionen, die vom demografischen Wandel 
stark betroffen sind, dass hier gewissen Basisstruk-
turen auch ein kleiner „Schubs“ mitgegeben werden 
kann, um diese zu erhalten. Ähnlich sehen wir es 
auch im Bereich des ländlichen Tourismus. Auch 
hier hat die jetzige Förderung ihre Begrenzungen, 
sie ist dann doch noch sehr an den Bauernhof ge-
bunden, das ist auch erstmal gut. Aber wenn es hier 
gewisse Erweiterungen gibt, macht das durchaus 
auch Sinn. Ähnliches gilt auch für die Umnutzung 
alter Bausubstanz. 
 
Der Vorsitzende: Herr Hemmerling, die fünf Minu-
ten haben Sie erreicht. Ich bin sicher, Sie können 
nachher bei der Beantwortung noch das Eine oder 
Andere einfließen lassen. Wir müssen ein strenges 
Zeitmanagement einhalten. Vielen Dank. Nun 
übergebe ich Herrn Professor Henneke das Wort. 
 
Prof. Dr. Hans-Günther Henneke (Landkreistag): 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich 
möchte gerne auch Stellung nehmen. Also ihre 
Frage, Sie haben sozusagen die Gesetzesänderung 
sehr optimistisch dargestellt, würde Sie in dem 
Optimismus bestärken. Aber wenn Sie mich jetzt 
fragen würden „Ist das ein Trippelschritt oder ist 
das ein großer Wurf?“, würde ich eher sagen, das ist 
ein Trippelschritt in die richtige Richtung, aber das 
Ziel ist noch weit. Ländlicher Raum verändert sich, 
die Relevanz der Landwirtschaft, ich bin selber 
Bauernsohn, deshalb weiß ich, wovon ich spreche, 
sozusagen die Relevanz der Landwirtschaft im 
ländlichen Raum wird kleiner und deshalb ist die 
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Frage: Wohin müssen wir uns entwickeln? Wenn 
wir keine Verteilungskonflikte haben wollen, muss 
Geld mehr werden. So einfach ist das, 
30 Millionen (Euro) mehr sind nicht viel. Wir sind 
im Moment gewohnt, im kommunalen Bereich über 
fünf Milliarden (Euro) stärken unter Kommunalfi-
nanzen zu sprechen usw. und hören dabei immer: 
„Das muss für die Abfederung der Sozialbelastung 
gelten“. Gucken Sie sich mal die Relation an: das ist 
0,5 Prozent vom Ganzen. Also insofern ist das na-
türlich wenig und insofern stellt sich in erster Linie 
die Verteilungsfrage. Also ich glaube, man muss 
schon unterscheiden zwischen dem Dauerziel 30 zu 
fünf Milliarden (Mrd.). Zu dem Dauerziel, insofern 
müssen wir, da würde ich Herr Vorsitzender Ihre 
Grundeinschätzung mit Nachdruck unterstreichen, 
das Ziel verfolgen, die ländlichen Räume in 
Deutschland zu stärken, ihnen Hilfe zur Selbsthilfe 
zu geben und insofern also hier noch deutlich 
stärkere Impulse für spätere Zeiten politisch zu 
setzen. Ich glaube, das ist ein Ziel, was uns alle hier 
gemeinsam eint. Die Frage ist jetzt nur sozusagen 
bei dem Schritt, den wir jetzt hier zu beurteilen 
haben: Wie tun wir das in diesem ersten Schritt? 
Der ist quantitativ eben ausgesprochen begrenzt und 
insofern haben wir uns gemeinsam mit dem Deut-
schen Städte- und Gemeindebund e. V. und mit 
dem ZDH (Zentralverband des deutschen Hand-
werks e. V.) dafür ausgesprochen, zu sagen, seht das 
Ganze in der Erweiterung sozusagen als eine vor-
sichtige Ergänzung zu dem bisherigen Zielsetzun-
gen, die aber eher diese Hilfe zur Selbsthilfe leistet 
und schwer- punktmäßig wirtschaftsbezogen ist, 
also insofern nicht nur auf die Kleinstunternehmen 
setzt, sondern die Lücke zwischen dem, was Herr 
Hemmerling gerade beschrieben hat, zwischen re-
gionaler Wirtschaftsstrukturförderung einerseits 
und dem, was hier passiert sozusagen, dazwischen 
ist noch erheblich Luft. Insofern würden wir sagen, 
da muss der Akzent gesetzt werden und weniger auf 
eine räumliche Beschränkung, die haben wir ja 
bisher sozusagen durchgängig auch nicht, sondern 
wir haben bisher sozusagen eine Fokussierung auf 
agrarstrukturelle Forderungen, aber keine räumli-
che Beschränkung - auch wenn das Gesetz vorsieht, 
sozusagen räumliche Konzentrationsmöglichkeiten 
zu bilden. Insofern würden wir im Grunde in der 
Abwägung, wir als Landkreistag, Städte- und Ge-
meindebund und ZDH, ich sage gleich noch was 
Ergänzendes, sagen, setzt eher - sagen jetzt hier - 
sozusagen auf die Aktivierung wirtschaftlicher 

Impulse, damit der Raum insgesamt gestärkt wird. 
Wir haben gleichzeitig auch noch in der Funktion, 
das will ich hier gleich mitansprechen, Sachver-
ständige, Impulse des Sachverständigenrates für 
Ländliche Entwicklung, da haben wir eine sehr in-
tensive und unterschiedliche Diskussion geführt, 
die ich auch ganz gut nachvoll- ziehen kann, wo 
eben unterschiedliche Akzente von einzelnen Be-
teiligten gesetzt werden und gerade bei dieser Frage 
sozusagen der geringen Budgeterweiterung die 
Frage aufgeworfen wird: Wollen wir nun stärker 
sozusagen diese Wirtschaftsorientierung betonen 
oder wollen wir stärker die Raumorientierung be-
tonen? - wie es der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung ja auch tut. Insofern habe ich versucht 
sozusagen deutlich zu machen, wo das originäre 
Anliegen des Landkreistages, des Städte- und Ge-
meindebundes e. V. und des ZDH ist und aber auch 
versucht, nicht zu verschweigen, dass es dazu 
sozusagen unterschiedliche Ansätze gegeben hat, 
die sich aber alle im Ziel einig sind. Eines will ich 
ungefragt hinzufügen, weil es in keiner Stellung-
nahme steht. Wir, Landkreistag, wollen keine 
grundlegend veränderte Kompetenzverteilung in 
der bundesstaatlichen Ordnung. Und insofern bin 
ich sehr vorsichtig, was Forderungen von dritter 
Seite angeht, die jetzt hier in unserer Stellungnahme 
keine Rolle gespielt haben, auch keine Rolle gespielt 
haben in der Stellungnahme des Sachverständigen- 
rates (für Ländliche Entwicklung): Grundlegend zu 
sagen, wir müssen da sozusagen eine ganz neue 
Bundeskompetenz über alles, was öffentliche Da-
seinsvorsorge angeht. Das würde sozusagen einen 
gravierenden Eingriff in die förderalstaatliche 
Struktur, gerade auch in die kommunale Selbstver- 
waltung bewirken. Das wollen wir nicht, sondern 
wir wollen sozusagen im System diese Gemein-
schaftsaufgabe fortentwickeln und dabei berück-
sichtigt wissen, dass die Bedeutung der Landwirt-
schaft weiter bedeutsam ist, aber sich relativiert hat 
und deshalb sozusagen andere Felder, insbesondere 
im Bereich der Wirtschaft mit in diese Forderung 
hineinkommen sollen. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Professor Hen-
neke. Ich erteile das Wort Frau Awe. 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Vielen Dank. Ich bin Frau Awe aus dem 
Landwirtschaftsministerium Mecklenburg-Vor- 
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pommern. Ich bin dort Haushalts- und Koordinie-
rungsreferentin, also für die Umsetzung der GAK 
zuständig. Wir freuen uns, dass wir heute eingela-
den sind. Wir sehen den Gesetzentwurf als einen 
ersten Schritt in die richtige Richtung. Wir haben, 
als wir den Koalitionsvertrag (von CDU, CSU und 
SPD) gesehen haben, schon darüber nachgedacht, 
ob es nicht auch bis zu einer Verfassungsgesetzän-
derung gehen sollte. Aber wir wollen die GAK als 
ein zentrales Instrument von Bund und Ländern zur 
Förderung der ländlichen Räume weiterentwickeln 
und auch die Entwicklung der ländlichen Räume 
sichern und stabilisieren. Wir begrüßen es, dass die 
Maßnahmen der GAK erweitert wurden, um den 
Bereich der umweltgerechten Landbewirtschaftung, 
um die Förderung der Infrastrukturmaßnahmen, 
und freuen uns, dass damit ein Teil der Kompatibi-
lität zum ELER (Europäischer Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung der ländlichen Räume) herge-
stellt werden konnte. Wir würden uns freuen, wenn 
es auch in der Ausarbeitung der einzelnen Maß-
nahmen im Rahmenplan dann dazu führt, dass ein 
Teil des ELER über die GAK umgesetzt werden 
kann. Es gibt einige Länder, die insbesondere bei 
der umweltgerechten Landbewirtschaftung Defini-
tionsprobleme haben, weil lediglich in der Be-
gründung darüber ausgeführt wird, welche Maß-
nahmen darunter verstanden werden, wie z. B. 
Landschaftspflege. Allerdings denke ich, dass wir 
das im Rahmen der Maßnahmenerarbeitung auch 
genauer definieren können. Was uns besonders 
freut, ist die Förderung der Infrastrukturmaßnah-
men, deren eigentlich weiter Begriff, so wie wir ihn 
auch im ELER und in der Förderung, die wir in den 
Ländern umsetzen, verstehen. Was uns natürlich als 
Länder große Probleme bereitet, ist dann die Ein-
schränkung auf den demografischen Wandel und 
die Abgelegenheit der Gebiete, in denen die Da-
seinsvorsorge stattfinden muss. Aus unserer Sicht 
heißt das, dass wir eine neue Gebietskulisse brau-
chen, wenn man nicht auf die Gebietskulissen, die 
wir bereits in den Ländern haben, auf Grund der 
EPLR-Planung (Entwicklungsprogramme ländlicher 
Räume) oder der Leadergebiete oder die ILEKs, also 
integrierte ländliche Entwicklungskonzepte zu-
rückgreift. Wir haben ebenso Gestaltungsräume aus 
den Raumordnungsplänen, also wir haben schon 
eine Vielzahl von Gebietskulissen, in denen wir 
unsere ländlichen Gebiete kategorisieren und für 
die Förderung favorisieren. Wenn man jetzt bei der 
geografischen Abgeschiedenheit eine neue Ge-

bietskulisse von Seiten des Bundes aufmachen 
würde, würde es für uns bedeuten, dass wir einen 
enormen Verwaltungsaufwand hätten, weil es eine 
Einrichtung der Gebietskulisse und auch eine Prü-
fung und Umsetzung nach sich ziehen würde. Des 
Weiteren haben wir Probleme mit der Neuformu-
lierung zur Anmeldung an den Rahmenplan. Dort 
ist beschrieben, dass die Anmeldung neuer Maß-
nahmen für die Gesamtheit bedeutsam sein muss. 
Das ist natürlich für ein Land schwierig, wenn man 
eine neue Maßnahme einbringen will, daraus zu 
formulieren, dass das für die Gesamtheit, das würde 
ja ganz Deutschland bedeuten, wichtig ist. Und 
natürlich ganz, ganz wichtig ist für uns der Mitte-
leinsatz und die Mittelverfügbarkeit. Das ist - glaube 
ich - kein großes Geheimnis, dass wir mit der Um-
setzung und dem Mittelabfluss Probleme haben. 
Auch mit den neuen Mitteln, die uns zur Verfügung 
gestellt werden, werden wir Probleme haben, weil 
die Länder zurzeit nicht wissen, was wir in Zukunft 
an zusätzlichen Mitteln bekommen. Und in den 
Ländern gibt es Doppelhaushalte, das heißt im 
Moment, jedenfalls in Mecklenburg-Vorpommern, 
sind keine zusätzlichen Mittel eingestellt. Und das 
heißt, dass wir auch keine Kofinanzierung von der 
Länderseite haben. Die Länder sind sicher bereit, 
die Bundesmittel kozufinanzieren und wollen die 
Maßnahmen dann auch gerne umsetzen, aber auch 
in den Länderhaushalten dauert es, bis man die 
Mittel dafür eingeplant und beschlossen hat. Und 
erst dann, können wir Maßnahmen umsetzen, na-
türlich auch vor dem Hintergrund, wenn die Ge-
setzänderung jetzt beschlossen ist, bedeutet das 
auch viel Arbeit auf Bundes- und Länderseite, die 
nationalen Rahmenregelungen anzupassen, die 
EPLR müssen angefasst werden, die Richtlinien 
müssen angepasst werden und erst dann kann der 
Zuwendungsempfänger wirklich einen Antrag stel-
len und auch Mittel in den ländlichen Räume ge-
langen. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Frau Awe. Das Wort 
hat nun Herr Dr. Augsten. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, um mich einordnen zu 
können: Ich bin im Stab der Ministerin der Refe-
ratsleiter für Grundsatzfragen und strategische 
Planung. Wie Sie am Namen des Ministeriums 
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schon sehen können - Infrastruktur und Land- 
wirtschaft in einem Haus - die GAK beschäftigt uns 
natürlich zu recht und wir verfolgen die Diskussion 
mit Interesse. Deswegen bedanken wir uns auch 
ganz herzlich für die Einladung, hier Stellung 
nehmen zu können. Ich möchte nicht in die Details 
gehen; dazu steht dann noch die Diskussionsrunde 
zur Verfügung. Ich möchte es bei zwei, drei allge-
meinen Bemerkungen belassen, die vielleicht für 
die Diskussion trotzdem wichtig sind: zum Ersten 
der dringende Appell, das, was die Länder mitein- 
ander vereinbart haben, in wirklich vielen Runden 
(Agrarminister- und Amtschefkonferenzen sowie 
auf Arbeitsebene), wo es einhellige Meinungen gibt, 
dass das der Gesetzgeber ernst nimmt. Ich meine, 
wenn es unabhängig von Parteizugehörigkeit, von 
Regional- und Länderinteressen, in einigen Berei-
chen eine offensichtliche Übereinstimmung gibt, 
dann sollte das der Gesetzgeber unbedingt ernst 
nehmen. Und sie wissen, es gibt fünf bis 
sechs Punkte, die dort immer wieder angemahnt 
werden. Und wir haben dem Entwurf entnehmen 
können, dass viele von diesen Dingen bisher nicht 
aufgenommen wurden und deswegen nochmal der 
dringende Appell, das mit aufzunehmen. Meine 
Kollegin aus Mecklenburg-Vorpommern hat schon 
darauf hingewiesen, selbstverständlich können nur 
die Länder das am besten wissen, wie man mit 
dieser GAK umgeht. Es gibt ausreichend Erfahrung, 
das Beispiel, was sie genannt hat, Regionalisierung, 
Gebietskulisse ist so eins. Es ist selbstverständlich, 
dass jeder mittlerweile 25 Jahre nach der Wieder-
vereinigung eine sehr unterschiedliche Entwick-
lung in den Ländern hat. Wenn wir in Thüringen an 
der ehemaligen Westgrenze fünf Prozent Arbeitslo-
sigkeit haben, in der Grenze zu Sachsen-Anhalt 
zehn bis 15 Prozent, dann weiß man, wo das Geld 
hinfließen muss. Das muss uns aber der Gesetzgeber 
nicht vorgeben, sondern da hat das Land, glaube 
ich, ein sehr gutes Gefühl, wie man die Mittel, die 
man auch vom Bund oder auch von der EU be-
kommt, einzusetzen hat. Also das war der erste 
Appell, die Länderinteressen dort auch sehr ernst 
zu nehmen. Das Zweite, da möchte ich Ihnen ein 
stückweit den Rücken stärken. Ich habe natürlich 
eine Reihe von Stellungnahmen zur Kenntnis ge-
nommen und das ist dann, glaube ich, wie immer 
bei solchen Gesetzgebungsverfahren: Wenn irgend- 
etwas geändert wird, dann wittern Verbände, Ver-
eine, Organisationen ein stückweit Morgenluft, 
möchten sich besonders erwähnt wissen. Ich meine, 

mit der GAK können wir nicht alle Probleme im 
ländlichen Raum erledigen oder lösen. Das ist si-
cher ein Instrument von vielen, die uns zur Verfü-
gung stehen. Da sind ja in den unterschiedlichen 
Unterlagen auch schon andere Instrumente genannt. 
Und ich als jemand, der viele Jahre in EU-Struktur- 
fonds gearbeitet hat im Begleitausschuss in Thü-
ringen, möchte einfach daran erinnern, dass wir 
oftmals das Problem haben, dass der EFRE (Euro-
päischer Fonds für regionale Entwicklung) nicht 
ausreichend zur Verfügung steht für den ländlichen 
Raum. Wir haben das in Thüringen sicher, bei der 
jetzigen Planung (des Operationellen Programmes) 
in Ordnung gebracht, mit viel Widerstand des 
Wirtschaftsministeriums. Aber der Multifondsan-
satz wäre z. B. etwas, was dort eine Rolle spielt. 
Und insofern muss man jetzt nicht versuchen, mit 
der GAK alles zu lösen, sondern man soll sich 
konzentrieren auf das, was die GAK leisten muss, 
was sie leisten kann mit den notwendigen Weiter-
entwicklungen, die wir außerordentlich begrüßen. 
Insofern hoffen wir, dass zum einen der Hinweis 
nochmal hilfreich ist, dass einige Dinge gerade im 
Agrarumweltbereich vielleicht auch in Ordnungs-
recht überführt werden könnten. Man muss nicht 
ständig fördern und fordern, sondern muss sagen, 
wenn Anreizsysteme, Fördersysteme gegriffen ha-
ben und man den Landwirtschaftsbetrieben z. B. 
zumuten kann, dass sie dann auch etwas strenger 
mit diesen Vorlagen umgehen, dann kann man 
möglicherweise einige der Fördersysteme auch in 
Ordnungsrecht überführen. Das würde ja die 
Haushalte auch entlasten. Also insofern bitten wir 
um eine zügige Bearbeitung. Im Gegensatz zu mei-
ner Nachbarin warten wir darauf, dass wir trotz ei-
nes Doppelhaushaltes ein bisschen mehr Geld aus-
geben können. Wir können es gut gebrauchen. Wir 
hoffen auch, dass die GAK am Ende nicht anderen 
Zielen, die z. B. in der Biodiversität, im Agrarum-
weltbereich oder in anderen Bereichen nicht ent-
gegenläuft. Darauf sollten Sie unbedingt achten. 
Und wenn am Ende des Tages ein Gesetz vorliegt, 
was dann z. B., weil Herr Hemmerling hier mit am 
Tisch sitzt, vom DBV und vom BUND (Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland) gleicher-
maßen kritisch betrachtet wird, dann haben Sie, 
glaube ich, einen guten Job gemacht. Also damit 
muss man rechnen, dass nicht alle zufrieden sind. 
Und wenn dann ausgewogen kritisiert wird, dann 
ist das sicher ein gutes Gesetz. Vielen Dank. 
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Der Vorsitzende: Vielen Dank. Schade, dass wir 
nicht schon am Ende sind, das wäre ein schönes 
Schlusswort. Herr Fuchs, Sie haben das Wort. 
 
Timm Fuchs: Herr Vorsitzender, vielen Dank für die 
Einladung, hier für den Deutschen Städte- und 
Gemeindebund e. V. sprechen zu können zur Fort-
entwicklung des GAK-Gesetzes. Ich möchte mein 
Einführungsstatement in zwei Teile gliedern. Zum 
einen die Frage stellen: Was brauchen wir eigentlich 
bei der Weiterentwicklung der Gemeinschaftsauf-
gabe? Und dann die Antwort geben: Wird der Ge-
setzentwurf, wie wir ihn jetzt vorliegen haben, dem 
gerecht? Im Koalitionsvertrag (von CDU, CSU und 
SPD) steht ja drin, dass die Gemeinschaftsaufgabe 
weiterentwickelt werden soll zu einer Gemein-
schaftsaufgabe ländliche Entwicklung. Und nach 
unserer Lesart liegt der Schwerpunkt bei dieser 
Weiterentwicklung ganz klar auf dem zweiten Teil 
des Wortes „Entwicklung“, um nicht nur das Ab-
sichern und Bewahren, was wir haben, gerade im 
Bereich der Daseinsvorsorge, sondern dass wir auch 
Zukunft schaffen für ländliche Räume, dass wir das 
Potential, was in ländlichen Räumen ist, fördern 
und nutzen, um dort langfristige und tragfähige und 
zukunftsweisende wirtschaftliche Entwicklung hin- 
zubekommen. Was meine ich damit im Einzelnen? 
Um mal konkreter zu werden. Damit meine ich im 
Einzelnen z. B., dass man Maßnahmen zu Standort- 
entwicklungen fördern kann, wie beispielsweise die 
Umnutzung von Bausubstanz, die wir ja gerade im 
ländlichen Raum, vor allen Dingen im landwirt- 
schaftlichen Bereich, haben; das die auch genutzt 
werden kann. Dann auch für andere wirtschaftliche 
Zwecke, beispielsweise, wenn dort jemand seine 
Existenzgründung vornehmen will. Wir diskutieren 
ja im Moment auch gerade über Wohnortzuwei-
sungsgesetz bei der Integration von Flüchtlingen im 
ländlichen Raum. Auch diesen kann man natürlich 
unter die Arme greifen, wenn man beispielsweise 
sie fördert, nicht nur indem man ihnen Liegen-
schaften bereitstellt, wo sie sich wirklich wirtschaft- 
lich betätigen können, sondern wenn man auch ihre 
Existenzgründung, wie überhaupt Existenzgrün-
dung generell im ländlichen Raum unterstützt. 
Ganz wichtiges Thema sind Digitalisierungspro-
zesse, das ist im Grunde das Gebot der Stunde, diese 
sollten auch unterstützt werden können im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe. Und dazu brauchen wir 
eigentlich erstmal den Schritt davor, dass wir näm-
lich den flächendeckenden Breitbandausbau im 

ländlichen Raum haben, denn ohne den, ohne des-
sen Förderung, kann ich im Grunde keine Digitali-
sierungsprozesse im Bereich der Wirtschaft  
effektuieren und nicht die zukunftsfähigen Jobs 
fördern, die wir auch im ländlichen Raum und 
nicht nur in den Städten, im verdichteten Raum, 
brauchen. Was bedeutet das explizit nicht? Was 
sollte man nicht machen oder einschränkend ma-
chen im Bereich der GAK? Man sollte sich nicht nur 
darauf konzentrieren, Daseinsvorsorge abzusichern, 
also wie beispielsweise den Friseur, den örtlichen 
Bäcker. Sicher sind das wichtige Bereiche des 
Handwerkes, aber ich glaube, wir springen zu kurz, 
wenn wir nur die Daseinsvorsorge absichern wollen 
und nicht das fördern wollen, was Zukunft in den 
ländlichen Räumen schafft. Ich will da auch gleich 
so ein bisschen auf die Kritik eingehen, die in dem 
Zusammenhang immer kommt, dass im Grunde 
immer eine GAK gewissermaßen ihre Kontur ver-
liert und es dann Überschneidungen gibt zu Städ-
tebauförderung, auch zur GRW aus dem anderen 
Ressort. Dazu vielleicht zwei Argumente. Zum  
einen, diese Überschneidung hat es schon immer 
gegeben, auch in der Vergangenheit. Und die wer-
den wir jetzt nicht nur hervorrufen, indem wir die 
GAK mit Blick auf die ländliche Entwicklung, die 
wirtschaftliche Entwicklung in ländlichen Räumen 
weiter effektuieren. Und zum anderen, so eine Aus- 
schließlichkeit macht auch nicht wirklich Sinn. Ich 
glaube, es macht nur Sinn, man wird eine effektive 
Förderung nur erreichen, wenn man tatsächlich 
diese Mittel auch miteinander verschneidet, um ins- 
gesamt mehr Mittel zu haben, um diese für die Ent- 
wicklung der Wirtschaft im ländlichen Raum ein-
zusetzen. Jetzt habe ich noch eine Minute. Deshalb 
will ich ganz kurz Antwort auf die Frage geben: 
Wird der Gesetzentwurf dem gerecht? Er wird dem 
gerecht, wenn er jetzt auch vorsieht, dass Infra-
strukturmaßnahmen förderfähig sind. Das Problem 
ist nur, dass die Einschränkungen, die da noch 
kommen, im Grunde vieles von dem wieder zu-
rückholen, was wir eigentlich an wirksamer Infra-
strukturförderung im ländlichen Raum brauchen. 
Einige Punkte sind schon angesprochen worden. 
Wie z. B., dass man das nur in vom demografischen 
Wandel besonders betroffenen Gebieten machen 
kann. Was ist denn das für ein Gebiet? Das muss ja 
erstmal definiert werden und ich sehe schon die 
Juristen, die sich darum streiten, das näher auszu-
legen und im Grunde dann halt auch eine Behin-
derung der Zukunftsfähigkeit dieser Förderung. 
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Was ist denn eine „räumliche Abgelegenheit“? Sind 
das Vororte von Berlin oder ist das Königs-Wuster- 
hausen oder ist das Mecklenburg-Vorpommern? Das 
muss alles noch näher definiert werden. Und hier, 
damit ende ich, muss man nochmal rangehen, um 
das Gesetz noch wirkungsvoller zu machen. Vielen 
Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön und jetzt Frau Pro-
fessor Neu bitte. 
 
Prof. Dr. Claudia Neu: Ganz herzlichen Dank für die 
Einladung. Ich kann sofort an Herrn Fuchs an-
schließen und möchte mich in meinem kurzen Bei-
trag vor allem auf ländliche Entwicklung und hier 
ganz besonders auf Lebensverhältnisse konzentrie-
ren. Was ist das Ziel der GA (Gemeinschaftsaufga-
be)? Der Bund unterstützt erstens, wenn diese 
Aufgaben für die Gesamtheit, also von nationaler 
Bedeutung sind, und als zweites, wenn er vor allem 
die Verbesserung der Lebensverhältnisse im Blick 
hat. Umgesetzt in der GAK sehen wir drei Punkte: 
Leistungsfähige Landwirtschaft, nach- haltige leis-
tungsfähige ländliche Räume und der Küstenschutz. 
Und auch hier die Frage, die ich mir natürlich ge-
stellt habe: Inwieweit wird die geplante Gesetzes-
änderung diesen Herausforderungen denn gerecht? 
Ich beschränke mich auf den zweiten Punkt, nach-
haltige ländliche Entwicklung. Da habe ich wie alle 
Vorredner, dann § 1 Nr. 7 (des Gesetzentwurfs) im 
Blick. Ich freue mich wie meine Vorredner, dass 
überhaupt ein Schritt in diese Richtung, ländliche 
Entwicklung, gegangen worden ist. Wenn es mir - 
und das liegt in der Natur der Sache - als ländliche 
Soziologin deutlich zu wenig ist. Ich möchte die 
Frage gleich an dieser Stelle beantworten. Meines 
Erachtens nach ist die Ausgestaltung im Hinblick 
auf die ländlichen Lebensverhältnisse und auf die 
Herausforderungen, vor denen Deutschland und 
insbesondere auch ländliche Räume stehen, in 
keiner Weise (den Anforderungen oder den Heraus- 
forderungen) gewachsen. Sie kennen die Begriffe: 
Wir haben in Zukunft eine größere territoriale Un-
gleichheit (zu erwarten) und das hat nicht nur mit 
den Migranten zu tun. Disparitäten werden zu-
nehmen. Wir haben gesehen, dass die Prosperität 
einiger Regionen nicht unbedingt von den ländli-
chen Regionen mitgetragen werden kann. Die Digi-
talisierung, auch die möchte ich nur kurz erwäh-
nen. Wir haben ausfallende Daseinsvorsorge und 
wir haben das Aufkommen populistischer Parteien. 

Und der Brexit kann uns dort eine Lehre sein. Ich 
sehe einen Minimalkonsens, das ist natürlich poli-
tisch immer so, der allerdings aus meiner Warte 
völlig in einer alten Förderstruktur und vor allem 
auch in einer absoluten Ressortfrage gefangen ist 
und eben, was meine Vorredner teilweise schon 
angesprochen haben, Infrastruktur in ländlichen 
Räumen nur im Zusammenhang mit Agrarstruktur 
denkt. Ich glaube, die Herausforderungen sind klar. 
Wenn wir da stehen bleiben, ist das eine schwierige 
Sache. Ich sehe vor allem Einzelmaßnahmen, und 
dort möchte ich an Herrn Fuchs angrenzen. Diese 
Einzelmaßnahmen, wie der Friseur, der Bäcker und 
vielleicht der kleine Marktladen, bringen natürlich 
eine gewisse Steigerung an Lebensqualität für die 
Bewohner vor Ort. Das begrüße ich selbstverständ-
lich. Schaue ich aber auf die Metaebene, dann sehe 
ich, dass damit in keiner Weise die Herausforde-
rungen von Alter, Pflege, Digitalisierung, Migration, 
steigenden Disparitäten, im Grunde die Frage der 
Kohäsion unserer Bundesrepublik Deutschland gar 
nicht angefasst werden. Dann kann man jetzt sagen 
als „Totschlagargument“, ja dafür ist die GAK ja gar 
nicht zuständig! Die möchte nur „Agrar“ machen 
und da möchten wir im Grunde Agrarstrukturför-
derung machen. Ich glaube, dass uns das teuer zu 
stehen kommen wird, wenn wir tatsächlich weiter-
hin ländliche Räume unter der „Agrarbrille“ sehen. 
Und die GRW versucht sich da an einigen Stellen 
auch, aber die Disparitäten nehmen zu. Also, was 
würde ich vorschlagen? Nicht Einzelmaßnahmen 
sehen, denn ihre Wirkung wird absolut überschätzt. 
Soll eigentlich der demografische Wandel jetzt mit 
dem Friseurladen bekämpft werden? Und Abwan-
derung? Soll vielleicht eine Wohnungssanierung 
dann für Migranten interessant sein, um im länd-
lichen Raum zu bleiben? Also, es ist ein bisschen 
politische „Frickelarbeit“, aber der große Wurf ge-
lingt da nicht. Kooperationen werden nicht geför-
dert, Entwicklungskonzepte, Standortförderung, all 
diese Dinge werden nicht in Angriff genommen und 
das bedauere ich natürlich sehr stark. Wenn Sie 
fragen, wie Sie im ländlichen Raum Themen wie 
Caring Communities, Energiewende, Mobilität und 
Nahversorgung klären wollen, und das werden sie 
für einige Räume müssen, dann kann es nur mit 
integrierten Lösungen passieren. Nicht damit, dass 
Sie vielleicht vor Ort einen kleinen Friseursalon 
fördern, der dann den älteren Damen die Lockwelle 
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legt; das sind nur Mitnahmeeffekte. Und im Grunde 
ist das keine zukunftsfähige Politik für den ländli-
chen Raum. Herzlichen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Frau Professor Neu. 
Und last but not least das Statement des Herrn 
Professor Weingarten. Bitteschön, Sie haben das 
Wort. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Vielen Dank Herr Vor-
sitzender, sehr geehrter Herr Staatssekretär, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, vielen Dank für 
Ihre Einladung. Die Weiterentwicklung der GAK zu 
einer Gemeinschaftsaufgabe ländlicher Entwick-
lung wird ja bereits seit vielen Jahren diskutiert. 
Und schon 2008 hat ihr Ausschuss dazu eine An-
hörung gemacht, an der ich damals teilnehmen 
durfte. Und lassen Sie mich als Vorbemerkung eine 
meiner damaligen Aussagen vorwegschicken. Wenn 
Bund und Länder eine Gemeinschaftsaufgabe für 
die Entwicklung ländlicher Räume schaffen wollen, 
so sollte dies das Resultat einer ergebnisoffen ge-
führten Diskussion über ein Konzept für die länd-
liche Entwicklung in Deutschland sein. Dabei soll-
ten auch weiterreichende Änderungen und Kom-
petenzverlagerungen in Erwägung gezogen werden. 
Die Prinzipien der Subsidiarität und der fiskali-
schen Äquivalenz können in dieser Diskussion 
hilfreiche Orientierungen geben, ebenso wie die mit 
den jeweiligen Optionen verbundenen Verwal-
tungskosten. Im Folgenden möchte ich fünf Punkte 
ansprechen. Erstens die ausgeprägte Mehrebenen-
verflechtung im Bereich der zweiten Säule der Ag-
rarpolitik - der GAK - und der ländlichen Entwick-
lungsprogramme sollte kritisch überprüft werden. 
Und für Maßnahmen, die primär lokale Auswir-
kungen haben, sollten die Kompetenzen auch auf 
der lokalen Ebene sein. Dies setzt aber voraus, dass 
die Kommunen finanziell auch in der Lage sind, 
solche Maßnahmen zu finanzieren. In den nächsten 
Jahren anstehende Diskussionen über die Finanz-
beziehungen zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen bieten aus meiner Sicht eine Chance, 
Kommunen verstärkt in die Lage zu versetzen, we-
niger auf Fördermittel, sei es von Land, Bund, EU, 
angewiesen zu sein, wenn sie z. B. Maßnahmen im 
Bereich der Daseinsvorsorge durchführen wollen, 
die jetzt in die GAK eingeführt werden. Bei Maß-
nahmen, die primär von nationaler oder übernati-
onaler Bedeutung sind, sollte die Finanzierung 
stärker auf diese Ebenen verlagert werden. Und 

deshalb begrüße ich es vor diesem Hintergrund, 
wenn Naturschutzmaßnahmen jetzt in die GAK 
aufgenommen werden. Zweitens, der Titel eines 
Gesetzes sollte möglichst treffend dessen Inhalt 
wiedergeben. Wenn im novellierten GAK-Gesetz die 
Verbesserung der Agrarstrukturen und des Küsten-
schutzes weiterhin im Vordergrund steht, so ist es 
zu begrüßen, dass der Gesetzestitel nicht verändert 
wurde. Wenn aber, wie man aus dem Koalitions-
vertrag (von CDU, CSU und SPD) hätte erwarten 
können, länd- liche Räume und deren Entwicklung 
im Vordergrund stehen, dann hätte dem aus meiner 
Sicht durch eine Änderung von Artikel 91a (des 
Grundgesetzes - GG) besser Rechnung getragen 
werden können. Drittens, bei der Erfüllung der 
Gemeinschaftsaufgabe sollen räumliche Schwer-
punkte gebildet werden. So steht es bereits heute im 
§ 2 des GAK-Gesetzes und dies sollte meines Er-
achtens stärker berücksichtigt werden. Knappe 
Fördermittel des Bundes sollten dort eingesetzt 
werden, wo die Problemlagen oder der Nutzen des 
eingesetzten Euro bundesweit am größten sind. 
Förderung mit der Gießkanne trägt hierzu nicht bei. 
Und bisher kann ich in der GAK eine bundesweite 
räumliche Schwerpunktbildung nicht erkennen. 
Eine räumliche Schwerpunktbildung setzt aber 
nicht notwendigerweise voraus, dass für mehrere 
Maßnahmen eine Fördergebietskulisse definiert 
wird, wie das jetzt im Entwurf drin steht. Die 
räumliche Schwerpunktbildung kann oftmals auch 
besser in der Formulierung der Fördervorausset-
zungen jeder einzelnen Maßnahme erfolgen. Die 
räumliche Schwerpunktbildung sollte sich auch in 
der Verteilung der Bundesmittel auf die Länder 
wiederspiegeln. Die GAK-Erweiterung sollte des-
halb mit einer Prüfung des bisherigen Länder-
schlüssels ein- hergehen, auch wenn ich weiß, dass 
das unrealistisch ist. Viertens, die vorgesehene Er-
weiterung der GAK kann nur einen kleinen Beitrag 
zur ländlichen Entwicklung leisten. Wie sich länd-
liche Räume entwickeln, hängt von ganz vielen 
Faktoren ab. Die Politik ist davon einer und die 
Förderpolitik zur ländlichen Entwicklung ist nur 
ein Teil der raumwirksamen Politiken. Ob die zu-
sätzlichen 30 Millionen (Mio.) Euro für die 
GAK-Erweiterung viel oder wenig sind, hängt vom 
Blickwinkel ab. Aber wenn der Bund die Politik zur 
Entwicklung ländlicher Räume finanziell spürbar 
stärken will, dann hat er da eine Möglichkeit, näm-
lich die Umschichtung von der Ersten in der Zwei-
ten Säule. 15 Prozent statt 4,5 Prozent in die Zwei- 
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te Säule umgeschichtet, macht pro Jahr  
500 Mio. Euro, die nicht national kofinanziert 
werden müssten. Letzter Punkt: für die GAK sollte 
eine Erfolgskontrolle eingeführt werden. Die Bun-
deshaushaltsordnung sieht dies sowieso vor. Bisher 
ist die Berichterstattung zur GAK aber im Wesent-
lichen eine Finanzberichterstattung und es werden 
einige wenige output-Indikatoren berichtet. Aber 
eine Evaluierung, so wie wir das bei ländlichen 
Entwicklungsprogrammen oder auch bei der GRW 
haben, ist in dem Maße nicht möglich. Dankeschön. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank für die Statements 
und auch für die Disziplin. Wir starten in die erste 
Frage- und Antwortrunde mit der Fraktion der 
CDU/CSU. Insgesamt haben wir da 25 Minuten. 
Zunächst erhält der Kollege von der Marwitz das 
Wort. Bitte. 
 
Abg. Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU): 
Ganz herzlichen Dank. Meine Damen und Herren, 
durch die Öffnung der GAK besteht nunmehr bei-
spielsweise die Möglichkeit, Investitionen in 
nichtlandwirtschaftliche Kleinstbetriebe, in kleine 
Infrastrukturen und Basisdienstleistungen sowie 
die Verlagerung von Tätigkeiten und Umgestaltun-
gen von Gebäuden auch außerhalb der Land- wirt-
schaft, zugunsten des ländlichen Raums, des Tou-
rismus und zur Verbesserung des kulturellen na-
türlichen Erbes von Dörfern zu fördern. Herr Pro-
fessor Henneke, die Öffnung der GAK ist für uns 
Politiker ein klares Signal in den ländlichen Raum, 
womit wir verdeutlichen, dass der ländliche Raum 
gesamtgesellschaftlich an Bedeutung gewinnt. 
Nicht mehr allein die Landwirtschaft steht für die 
Wirtschaftskraft im ländlichen Raum. Wie bewerten 
Sie die Weiterentwicklung der GAK? Wo sehen Sie 
noch weiteren Handlungsbedarf und wie schätzen 
Sie diese neue Fördermöglichkeit ein, wenn man 
den Menschen im ländlichen Raum eine Bleibe-
perspektive bieten will?  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Henneke, Sie sind 
angesprochen und haben das Wort.  
 
Abg. Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU): Darf 
ich jetzt eine zweite Frage stellen oder vielleicht 
nachher? Also, das wäre jetzt erstmal die Frage an 
Professor Henneke. Die zweite Frage geht an Pro-
fessor Weingarten. Herr Professor Weingarten, Sie 
haben schon einiges in Ihren fünf Punkten noch mal 

deutlich gemacht. Sie wissen, dass die Grundge-
setzänderung von Vielen ja auch angestrebt war, 
gerade aufgrund der Tatsache, dass sich im ländli-
chen Raum vieles verändert hat und die Agrar-
strukturen in Deutschland sehr unterschiedlich 
sind. Es gibt weite Teile, wo die Landwirtschaft bei 
weitem keinen wirtschaftlichen Stellenwert in den 
Dörfern mehr hat. Ich kann Ihnen aus meiner Re-
gion einige Ortschaften nennen, wo es keinen land- 
wirtschaftlichen Betrieb mehr gibt. Bietet die GAK 
trotzdem eine ausbaufähige Grundlage, um die Ent- 
wicklung der ländlichen Räume im Rahmen eines 
integrierten Ansatzes weiter zu unterstützen? So-
weit erst mal die Fragen. 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Henneke, wir star-
ten mit Ihnen. 
 
Prof. Dr. Hans-Günther Henneke (Landkreistag): 
Herr von der Marwitz, ich kann das im Grunde ganz 
kurz sagen, im Ziel sind wir uns ja völlig einig. Und 
es ist ja eben in dem Grunde, in dem, was wir hier 
alle deutlich gemacht haben, glaube ich, auch klar 
geworden. Also, wir sind uns hier im Ziel einig und 
trotzdem ist es ein Verteilungskampf, den wir bei 
ganz vielen Aufgaben führen müssen. Also, insofern 
führt die Einigungsfähigkeit hier im Raume noch 
nicht dazu, dass wir uns für den ländlichen Raum 
durchgesetzt haben. Das muss man ja deutlich sa-
gen. So und 30 Mio. sind 30 Mio. – ich bleibe bei 
meinem halben Prozent – bei der Entlastung der 
Kommunen im Übrigen. Also, insofern ist das ein 
richtiger Schritt und Ihre Situationsbeschreibung ist 
auch völlig richtig. So, daran „beißt die Maus kei-
nen Faden ab“, trotzdem müsste man sozusagen, 
damit man innerhalb dieser Aufgabe was machen 
kann, braucht man eigentlich mehr Mittel. Und auf 
der anderen Seite, auch das ist eben sehr deutlich 
geworden in zahlreichen Beiträgen, ja, diese Auf-
gabe ist ein Instrument, also insofern ist das allge-
meine politische Ziel zu sagen, wir müssen etwas 
sozusagen für die Entwicklungsfähigkeit des länd-
lichen Raumes im Bereich Breitband, im Bereich 
Wohnsitzauflage, Flüchtlinge usw. tun, ist ja alles 
richtig. Aber das geht eben nicht alles über dieses 
eine Instrument Gemeinschaftsaufgabe 91a (GG), 
sondern dafür brauchen wir vieles. Und wir reden 
hier jetzt im Moment hier nur über diesen 91a (GG). 
Insofern würde ich, ohne dass ich hier einen Kon-
flikt aufbauen will, Herrn Professor Weingarten 
auch nicht widersprechen wollen, aber er hatte ge-
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sagt, keine Gießkannenförderung. Ja, das wollen wir 
auch nicht. Niemand hat sich hier für Gießkannen-
förderung ausgesprochen, sondern es geht darum, 
dass man im Grunde sagt, wie setzt du „nur“ 
30 Mio. Euro im nicht primär agrarbezogenen Be-
reich wirksam ein, dass sich insgesamt sozusagen 
für die Entwicklung in der Fläche positive Effekte 
ergeben. So, und da können Sie unterschiedlich 
antworten. Und Sie sagen, ich muss das räumlich 
konzentrieren. Und wenn Sie bei der Frage Bäcker, 
Friseur usw. sind: in Ostbrandenburg sind die Ef-
fekte möglicherweise geringer, als wenn Sie sozu-
sagen stärker wirtschaftsbezogene, aber nicht ag- 
rarbezogene bezogene Tätigkeiten, fördern, die 
woanders stärkere, sozusagen Hilfe zur Selbsthilfe, 
auflösen. Das war der Kernpunkt meines Plädoyers. 
Aber insofern geht es da nicht um richtig oder 
falsch, sondern es geht im Grunde genommen um 
ein kluges sowohl als auch. Und insofern also 
deutliche grundsätzliche Unterstützung Ihrer Ziel-
setzung. Aber wir müssen uns klar werden, im 
System brauchen Sie eigentlich mehr und daneben 
brauchen Sie ganz andere Maßnahmen, die es ja 
auch gibt, wie beim Breitbandausbau usw. Und ich 
würde sehr unterstützen, was Herr Fuchs - glaube 
ich - gesagt hat zu dieser baurechtlichen Fragestel-
lung. Ja, es ist eine Frage, die uns sozusagen „unter 
den Nägeln“ brennt, die im letzten Jahr eine ganz 
neue politische Dimension bekommen hat durch 
das Flüchtlingsthema in der Kombination mit der 
Wohnsitzauflage. Also, insofern ist hier bei der 
Frage sozusagen, wie aktivieren wir vorhandene 
Gebäude in der Fläche, sodass sie davon sozusagen 
positive Impulse ausgehen können. Diese Frage 
stellt sich ganz neu und ganz anders und viel in-
tensiver. Und dazu müssen wir eben auch noch 
Antworten finden. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Profes-
sor Weingarten war noch angesprochen.  
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Ja, vielen Dank. Aus 
meiner Sicht bietet die Erweiterung der GAK mehr 
Möglichkeiten als vorher für eine territoriale und 
problemorientierte Politik zur Entwicklung ländli-
cher Räume aus Bundessicht. Aber ich möchte auch 
sagen, der Bund hat über die GAK ja nur eine ko-
ordinierende und mitfinanzierende Funktion und 
die Länder setzen das Ganze um. Und für die Län-
der ändert sich an den Maßnahmenspektrum ins-
gesamt nichts. Das, was jetzt für die GAK neu ist, ist 

ja aus Sicht des ELERs auch jetzt schon möglich, 
dass die Länder das in ihren Entwicklungspro-
grammen umsetzen. Das ist die eine Bemerkung. 
Die andere: Die Erweiterung hat ja die zwei Be-
standteile „umweltgerechte Landwirtschaft“- wo 
mehr möglich wird - und „Förderung der Infra-
struktur“. Ob die Länder jetzt zukünftig sehr viel 
stärker die GAK nutzen wollen, um Umwelt-
schwerpunkte zu setzen oder ob sie sie nutzen 
wollen, um von den Maßnahmen im Bereich „För-
derung ländlicher Infrastruktur“ mehr Gebrauch zu 
machen, das liegt ja alleine in der Entscheidungs-
hoheit der Länder und bleibt aus meiner Sicht ab-
zuwarten. Aber für die GAK ist es eine (...) oder 
bisher waren die Maßnahmen, die nicht über die 
GAK kofinanzierbar waren, da muss ein höherer 
Länderanteil dann dazu kommen. Und diese Un-
gleichbehandlung, die wird jetzt abgeschafft 
dadurch, dass das GAK-Förderspektrum erweitert 
wird.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Nächste Fragestelle-
rin ist die Kollegin Mortler.  
 
Abg. Marlene Mortler (CDU/CSU): Dankeschön 
Herr Vorsitzender. Ich beginne mit Herrn Hem- 
merling. Erste Frage: Sehen Sie mögliche Probleme 
für die Agrarförderung, die durch die Novellierung 
des GAK-Gesetzes entstehen können? Zweitens: Sie 
haben zwar nicht heute, aktuell, aber immer wieder 
die hohen Verwaltungs- und Kontrollvorschriften 
der GAK im Zusammenhang mit unternehmeri-
schen Entscheidungen beklagt. Können Sie uns hier 
konkrete Beispiele nennen? Und zweitens die Frage: 
Wie können wir es denn in Zukunft abstellen? Dann 
an Professor Weingarten: Wir wissen ja, dass die 
GAK-Mittel unterschiedlich abgerufen worden sind 
in der Vergangenheit. Was waren aus Ihrer Sicht die 
Gründe und wie können wir in Zukunft gewähr-
leisten, dass diese Mittel besser abgerufen werden? 
Eine Frage noch an Herrn Professor Henneke,  
Herrn Hemmerling und an Professor Weingarten: 
Halten Sie es für sinnvoll, dass die Zuständigkeiten 
hinsichtlich der Weiterentwicklung der GAK in 
einem Ministerium gebündelt werden? Danke. 
 
Der Vorsitzende: Wir beginnen mit Herrn Hemmer-
ling, bitte. 
 
 
 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 60. Sitzung 
vom 5. Juli 2016 

Seite 21 von 36 

 
 

Udo Hemmerling (DBV): Ja, vielen Dank 
Frau Mortler. Zu der Frage Agrarförderung: Wir 
sehen eher an der Schnittstelle (zum Natur- und 
Umweltschutz) - Herr Professor Weingarten sprach 
es ganz zum Schluss an - (Probleme mit der An-
grenzung zwischen) Agrarförderung und Natur-
schutzförderung. Ich glaube, da muss man noch mal 
genau hingucken, ob die Formulierungen, so wie sie 
jetzt im Gesetz novelliert werden sollen, auch 
wirklich das aussagen, was sie sagen sollen. Sie 
sollen aussagen: Naturschutz, Biodiversität, Um-
weltschutz von Landwirten soll gefördert werden. 
Und wir haben schon ein Problem (mit der Formu-
lierung im Gesetzentwurf). Ich mache mal einen 
kleinen Exkurs: Wir haben seit vergangenem Jahr 
den Zusatzrahmenplan für den Hochwasserschutz. 
Und da haben wir schon ein Problem damit, wenn 
aus Fördermitteln dann in der Umsetzung land-
wirtschaftliche Flächen gekauft werden dürfen. 
Genauso wie wir ein Problem damit haben, wenn 
künftig, bei künftigen Rahmenplänen reine Natur-
schutzmaßnahmen, die mit landwirtschaftlicher 
Nutzung gar nichts mehr zu tun haben, (aus der 
GAK gefördert) werden. Die Wiedervernässung des 
Moores ist ein Beispiel (vielleicht abgesehen von 
gewissen Ausnahmen, da keine Nutzungsmöglich-
keiten mehr da - und ähnlichen). Also da muss man 
sicherlich dann bei der Formulierung genau hin-
gucken, dass es in die richtige Richtung läuft. Zu 
Verwaltung und Kontrollen: Wir sehen da die EU 
als „großen Treiber“, das sehen wir jetzt in der Um- 
setzung der letzten Agrarreform. Und da wird dann 
die GAK teilweise dann mitverhaftet. Wir haben 
allerdings schon eine Diskussion über fein ziselierte 
Anforderungen, die dann gestellt werden, z. B. in 
der Investitionsförderung für tiergerechte Haltungs- 
verfahren. Man kann sich wunderbare Anforde-
rungskataloge überlegen, was alles tiergerechte 
Haltungsverfahren sind und Zusatzinvestitionen 
fördern. Wenn diese Anforderungen nachher aber 
von den Landwirten in der Praxis nicht mehr um-
gesetzt werden können, dann haben wir auch wie-
der ein Problem. Also, wir brauchen hier einen ge-
wissen Realismus in den Anforderungskatalogen, 
das ist dann die Erwartung vor allen Dingen an die 
Arbeit von Bund-Länder das hinzubekommen. 
Bindungsfristen sind auch ein Thema in der Inves-
titionsförderung. Wir haben schnellen technischen 
Wandel und eher zu lange Bindungsfristen. Einen 
Punkt will ich noch sagen, auch zum Thema Ag-
rarförderung, der Thüringer Kollege  

(Dr. Frank Augsten) sprach es an. Der politische 
Prozess zu „höheren Standards“ läuft doch ohne-
hin. Wenn wir im Moment über die Düngeverord-
nung reden, da wird ab 2020 eine bodennahe Aus-
bringung von Wirtschaftsdünger Pflicht. Das be-
deutet: Die Förderung (der bodennahen Ausbrin-
gung), die wir jetzt dieses Jahr neu haben, ist eine 
Übergangsregelung. Also, der Prozess läuft, der 
braucht nicht noch zusätzlich (in der GAK) befeuert 
werden. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke, Herr Hemmerling. Herr 
Professor Weingarten als nächstes. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Frau Mortler, die eine 
Frage nach dem Mittelabfluss in der GAK, da liegen 
mir jetzt keine genauen Daten vor. Was mir aber als 
Problem bekannt ist, ist das Jährlichkeitsprinzip mit 
gleichzeitig der Mehrjährigkeit vieler Projekte, dass 
dies dazu führen kann, dass es da Probleme beim 
Mittelabfluss gibt. Und es wurde ja auch von Ihnen 
darauf hingewiesen, auf die zeitlichen Probleme, 
die jetzt auch, also bei den ländlichen Entwick-
lungsprogrammen, für die jetzige Förderperiode 
dadurch entstanden sind, das ja sowohl die recht-
lichen Vorgaben von EU-Seite als auch die natio-
nalen Durchführungsbestimmungen dann ja alle 
sehr spät anfielen und damit die Programmierung 
unter einem enormen Zeitdruck erfolgen musste. 
Und die Programme, wo ja dann auch die 
GAK-Mittel mit verausgabt werden, sehr viel später 
starten konnten, als eigentlich ursprünglich oder als 
die Förderperiode losgegangen ist. Das ist die eine 
Frage, die andere nach der Zuständigkeit für die 
Weiterentwicklung der GAK: Für mich ist auf jeden 
Fall klar, wenn eine GA „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ heißt, dass dann 
die Zuständigkeit originär bei dem Ministerium 
liegt, das für Agrarstruktur- und Küstenschutz die 
Ressortzuständigkeit hat. Je weiter eine Gemein-
schaftsaufgabe Richtung Ländliche Entwicklung 
und Richtung Umwelt, Richtung Wirtschaftsförde-
rung, Richtung Städtebau sich öffnen würde, umso 
wichtiger wäre es natürlich, die dafür primär zu-
ständigen Ressorts einzubeziehen. Da das Ganze 
eine Gemeinschaftsaufgabe ist, ist es aus meiner 
Sicht auch sehr wichtig, dass frühzeitig die Länder 
einbezogen werden. Wenn ich kürzlich das Gut-
achten des BMWi über die Aufgabenstruktur und 
mögliche Ausgestaltung eines gesamtdeutschen 
Systems zur Förderung von strukturschwachen Re-
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gionen ab 2020 gelesen habe, dann wird da emp-
fohlen, dass das BMWi sehr viel stärker koordinie-
rend in den in der Studie oder dem entwickelten 
Konzept der drei Ringe, wo wie GRW und EFRE in 
dem zentralen Ring in der Mitte sind und ELER, 
GAK in dem äußeren. Wobei das Ganze aber auch 
eigentlich nur einen Teil von ELER- und GAK-Ziel- 
setzung betrachtet, weil es nur um die wirtschaft-
liche Seite geht, aber nicht um die Zielsetzung im 
Bereich Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen, 
die Umweltziele in GAK und ELER. Aber ich habe 
es mit Interesse gelesen und auch, dass dort emp-
fohlen wird, dass in der GRW das Kriterium der 
50 Kilometer-Grenze für die Förderung aufgeweicht 
werden soll, wobei, das sind also alles Empfehlun-
gen derjenigen, die die Studie durchgeführt haben. 
Aber, wo ich dann sehen würde, dass deutlich mehr 
Abstimmungsbedarf zwischen GAK und GRW ent-
stehen würde. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank und dann war Herr 
Professor Henneke noch kurz angesprochen.  
 
Prof. Dr. Hans-Günther Henneke (Landkreistag):  
Also, wenn Sie dieses Ressort behalten wollen, 
dann müssen Sie es so lassen wie es ist. Das, glaube 
ich, ist eine relative einfache Antwort. Wenn Sie 
sozusagen für eine moderate Aufgabenausweitung 
mit einem Finanzvolumen von 30 Mio. Euro, über 
die wir reden, sind, da würde ich sagen, da stellt 
sich die Frage von Strukturveränderung nun wirk-
lich nicht. Insofern würde ich hier sagen: Also wir 
haben da wirklich Luft, also insofern, wenn dieses 
Haus die nächste Legislaturperiode übersteht und 
bisher hat es ja nun sozusagen alle Legislaturperi-
oden überstanden, dann würde ich im Grunde sa-
gen, muss es dabei bleiben. Denn, das wäre nun 
ganz falsch, wenn wir also im Grunde darüber re-
den, sozusagen wir wollen Agrarstruktur mit Länd-
lichen Raum verknüpfen und den Ländlichen Raum 
stärker hineinbeziehen, dann ist das richtig, aber 
doch nicht ablösen von dem Landwirtschaftssektor, 
also insofern gehört das meines Erachtens unauf-
löslich zusammen.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Als nächstes hat der 
Kollege Westermayer das Wort für Fragen. 
 
Abg. Waldemar Westermayer (CDU/CSU): Ich hätte 
eine Frage an die drei Sachverständigen 
Herrn Hemmerling, Herrn Professor Weingarten 

und Herrn Professor Henneke. Sie haben die neue 
Mittelausstattung der GAK beklagt. Wie müsste  
Ihrer Meinung nach die Mittelausstattung für die 
kommenden Jahre ausfallen? Wie begründen Sie 
diese Forderung? 
 
Der Vorsitzende: Herr Hemmerling, wir starten mit 
Ihnen. 
 
Udo Hemmerling (DBV): Wir waren in diese Legis-
laturperiode mit der Forderung gestartet, 100 im 
dreistelligen Millionenbereich. Auch komplemen-
tär zu den reduzierten EU-Mitteln für den  
ELER-Bereich. Das wissen Sie, dass das originäre 
EU-Budget für den ELER leicht geschrumpft ist. Was 
nur aufgefangen werden konnte, weil die Direkt-
zahlungen wieder um viereinhalb Prozent gekürzt 
wurden. Da war unser Ansatz, dass der Bund hier 
auch etwas mehr drauflegen muss.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank.  
Herr Professor Weingarten oder  
Herr Professor Henneke, wie es passt. 
 
Prof. Dr. Hans Günther Henneke (Landkreistag): 
Entscheidet natürlich der Bundestag im Rahmen der 
Haushaltsberatung. Also, insofern würde ich mich 
da anschließen. Sie dürfen bei Aufgabenausweitung 
die Verteilungskonflikte nicht verschärfen, das ist 
das Entscheidende. Und insofern ist deutlich Luft 
nach oben. Ich bin großer Anhänger der Einhaltung 
der Schuldenbremse, um das ganz deutlich zu sa-
gen. Insofern würde ich hier nicht der Phantasie-
ausweitung nach oben das Wort reden, aber wir 
reden hier über Beträge, die in Abwägung mit an-
deren Steigerungserwartungen im Haushalt ja auch 
leistbar sind. Und insofern, Herr Hemmerling, ha-
ben Sie, glaube ich, eine Zahl genannt, hinter der 
ich mich auch versammeln würde. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön.  
Herr Professor Weingarten. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Ja, Dankeschön. Die 
Frage ist schwierig zu beantworten, weil es davon 
abhängt, welches Gewicht man den Zielen, die die 
GAK verfolgt, beimisst und auf welchen Beitrag die 
GAK zur Erreichung dieser Ziele neben anderen 
Politikmaßnahmen leisten kann. Also, es ist ganz 
klar, mit 30 Mio. Euro kann die Sicherung der Da-
seinsvorsorge in ländlichen Räumen nicht gewähr-
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leistet werden. Und es ist ganz klar, mit 
30 Mio. Euro können nicht die Anforderungen im 
Bereich umweltgerechte Landwirtschaft erfüllt 
werden. Aber, es ist genau so klar, dass keiner er-
wartet, dass alle Probleme im Bereich der Daseins-
vorsorge über die GAK zukünftig gelöst werden 
oder alle Umweltprobleme über die GAK gelöst 
werden. Deswegen hängt es immer davon ab: Was 
gibt es für andere Maßnahmen? Und ich hatte in 
meinem Eingangsstatement gesagt: Ich denke, wenn 
die Kommunen grundsätzlich eine bessere Fi-
nanzausstattung hätten, dann wären viele gar nicht 
darauf angewiesen, dass kommunale Sachen nur 
über den Umweg Länder-Kofinanzierung, Bun-
des-Kofinanzierung oder EU-Kofinanzierung gelöst 
werden können. Aber das ist was, was man viel-
leicht langfristig anfassen kann, aber natürlich nicht 
innerhalb von ein, zwei Jahren; da bin ich mir völlig 
im Klaren. Aber es wird so viel darüber geklagt, dass 
wir einen hohen Bürokratieaufwand haben, einen 
hohen Kontrollaufwand haben und das haben wir, 
wenn es über die ländlichen Entwicklungspro-
gramme geht, notwendigerweise, weil wir da eine 
ganze Menge unterschiedlichen Ebenen haben. Da 
haben wir unterschiedliche Rechnungshöfe, da ha-
ben wir unterschiedliche Kontrollinstanzen, was ja 
alles seine Berechtigung hat. Wenn Bundesmittel 
eingesetzt werden, dann ist es klar, dass der Bund 
da auch mit ein Kontrollrecht hat, wenn es 
EU-Mittel sind, dass die EU mitspricht usw. Des-
wegen, gerade im Bereich der Infrastruktur, die von 
lokaler Bedeutung ist, wäre aus meiner Sicht lang-
fristig sehr viel erreicht, wenn die Kommunen gar 
nicht so auf die Fördermittel angewiesen wären. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Der Kollege de Vries 
als nächstes.  
 
Abg. Kees de Vries (CDU/CSU): Noch mal eine 
Frage an Professor Weingarten. Es wird darüber 
gesprochen, die Gebietskulisse zu beschränken, 
d. h., dass abgelegene Orte im Zuge des demografi-
schen Wandels vielleicht nicht mehr förderfähig 
sind. Wie sehen Sie das? 
 
Der Vorsitzende: Bitteschön Herr Professor Wein-
garten. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Ich bin ein Freund da-
von, dass die Fördermittel dort eingesetzt werden, 
wo der Bedarf am größten ist. Und ländliche Räume 

sind sehr heterogen. Und wir haben, sowohl, wenn 
wir Deutschland insgesamt anschauen, sehr unter-
schiedliche Problemlagen oder wir haben nicht nur 
Problemlagen, wir haben auch sehr prosperierende 
ländliche Räume, die meines Erachtens dann der 
Förderung doch nicht so bedürfen. Und wir haben 
andere Gebiete, wo einfach der Bedarf größer ist. Ich 
sehe aber auch das Problem, dass es schwierig ist, 
das jetzt durch eine Gebietskulisse, sowie sie auch 
im Gesetzentwurf drinsteht, lösen zu wollen. Ich 
sehe ein Problem darin, dass zum einen die Ge-
bietskulisse ja nur darauf abzielt, wenn es um Da-
seinsvorsorgemaßnahmen geht, Sicherung der Da-
seinsvorsorge. Aber wir haben andere Maßnahmen 
auch durch die Erweiterung in der GAK, wo es nicht 
primär um Daseinsvorsorge geht. Da ist schon klar, 
dass eine solche Gebietskulisse keinen Sinn machen 
würde. Und selbst da, wo es um Daseinsvorsorge 
geht, ist ja laut Gesetzentwurf erforderlich, dass die 
Probleme aus dem demografischen Wandel her-
rühren und dass gleichzeitig die Region abgeschie-
den liegt. Sie kann aber auch Probleme in der Da-
seinsvorsorge haben, ohne dass diese beiden Krite-
rien erfüllt sind. Und deswegen wäre es aus meiner 
Sicht wahrscheinlich besser, das durch die Spezi-
fizierung der einzelnen Fördermaßnahmen zu 
steuern.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön, der Kollege von der 
Marwitz als nächstes. 
 
Abg. Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU): Da 
will ich gleich noch mal nachhaken. An sich ist es 
eine Frage der Länder, die da im Raum steht. Die 
Länder müssen letztlich entscheiden, wo sie diese 
Mittel einsetzen. Wenn wir jetzt als Bund plötzlich 
über Gebietskulissen entscheiden müssten, da hät-
ten wir ein ernst zunehmendes Problem. Weil, wie 
wollen Sie denn letztlich Bürgermeistern erklären, 
dass sie ELER-würdig sind, aber nicht GAK-würdig. 
Insofern kommen wir da in eine herbe Bedrängnis. 
Habe ich Ihren letzten Satz, den Sie gerade ge-
sprochen haben, richtig verstanden? Würden Sie 
das auch über die Länder steuern wollen oder ist 
das aus Ihrer Sicht eher eine Aufgabe, die beim 
Bund bleiben sollte? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Weingarten, bitte. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Also, ich bin ein Freund 
des Subsidiaritätsprinzips, das habe ich schon in 
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meiner Eingangsbemerkung auch erwähnt. Und 
sehe auf Landesebene eine größere Kenntnis über 
Problemlagen, Förderbedarf etc. als auf der Bun-
desebene. Auf der anderen Seite sehe ich aber auch, 
wenn der Bund Mittel in eine Gemeinschaftsauf-
gabe oder für eine Gemeinschaftsaufgabe bereit-
stellt, dann erwächst daraus meines Erachtens auch 
ein legitimes Interesse, wenn die Problemlagen 
bundesweit unterschiedlich sind, das bei der Fi-
nanzzuteilung mit zu berücksichtigen. Dies wäre 
aus meiner Sicht ein Weg. Und ich war überrascht, 
dass in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage vom Mai 2016 darin stand: „Die 
Räumliche Schwerpunktsetzung ist alleine Sache 
der Länder“. Also über die Finanzverteilung wäre es 
meines Erachtens auch eine Sache des Bundes, weil 
es Bundesmittel sind. Und dann, wie es auf Lan-
desebene genau gesteuert wird, das kann ich mir 
sehr gut vorstellen, dass das auf Landesebene besser 
regelbar ist. Aber dann sollte zumindest, wie gesagt, 
bei der Finanzverteilung das eine Rolle spielen.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Professor Wein- 
garten. Sollen wir die Restminute mit herüber 
nehmen in die zweite Runde oder ist die Zeit ge-
schenkt? Wir starten jetzt in die 15 Minuten-Frage- 
runde der Fraktion der SPD und der Herr Kollege 
Brase hat zunächst das Wort.  
 
Abg. Willi Brase (SPD): Vielen Dank Herr Vorsit-
zender. Ich habe Fragen an Frau Awe und an Herrn 
Fuchs. Wir haben ja mitbekommen, dass durch den 
Gesetzentwurf die Gebietskulisse - das wurde ja 
auch schon bei den Stellungnahmen der Sachver-
ständigen deutlich - durchaus kritikwürdig ist. 
Professor Weingarten wies eben darauf hin, dass die 
Landesregierung dort möglicherweise wesentlich 
stärker etwas wird sagen können. Deshalb frage ich 
Frau Awe: Mit welchen Problemstellungen wären 
die Länder konfrontiert, wenn die neuen 
GAK-Fördermaßnahmen nur in Gebieten umgesetzt 
werden dürften, wie sie im Regierungsentwurf 
vorgesehen sind – also geografische Abgeschie-
denheit und demografischen Probleme? Zweitens: 
Welche bisherigen Gebietskulissen im Rahmen der 
Förderung von ländlichen Gebieten sind schon in 
allen Bundesländern vorhanden und welche davon 
könnten auch für eine weiterentwickelte GAK ge-
nutzt werden? Um es ein bisschen klarer zu kriegen: 
Wie sind die Gebietskulissen jetzt im Rahmen von 
ELER und welche Möglichkeiten sehen Sie? Herrn 

Fuchs möchte ich gerne fragen: Wie sieht eigentlich 
eine zielorientierte und nachhaltige Förderung von 
strukturschwachen Gebieten in Deutschland zu-
künftig aus bzw. wie könnte sie zukünftig ausge-
staltet sein? Reicht das, was wir im Gesetzentwurf 
haben, aus, um auch in ländlichen strukturschwa-
chen Gebieten etwas auf den Weg bringen? Und die 
letzte Frage in dieser Runde: Wie kann vermieden 
werden, dass das Gesetz alle ländlichen Räume als 
förderfähig ansieht, selbst wenn diese gute Voraus-
setzungen haben oder - anders formuliert -, wie 
kann man mit dem Begriff Daseinsvorsorge, wenn 
wir die ersten beiden Kriterien, die im Gesetzent-
wurf enthalten sind, bei der Gebietskulisse weg-
nehmen, in der Praxis umgehen?  
 
 
Der Vorsitzende: Danke. Frau Awe, Sie waren zuerst 
angesprochen. 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Ich möchte zuerst auf die Frage einge-
hen, welche Gebietskulissen es bereits in den Län-
dern gibt. Es gibt Gebietskulissen auf der Grundlage 
der ELER-Verordnung, das ist einmal im Rahmen 
der Entwicklungsprogramme, da müssen die Länder 
den ländlichen Raum beschreiben. Das ist in jedem 
Bundesland so. Auf Grundlage der SWOT-Analyse, 
die im Vorfeld der Entwicklungsprogramme erstellt 
wird, werden Stärken und Schwächen in einzelnen 
Gebieten hervorgehoben und Empfehlungen gege-
ben, sodass diese Gebietskulisse übergreifend bei 
allen Bundesländern vorliegt. Eine weitere Ge-
bietskulisse, die sich aus der ELER-Förderung 
ergibt, ist die LEADER-Gebietskulisse. Die  
LEADER-Regionen gibt es in jedem Bundesland und 
dort kann man sich eine LEADER-Region, als  
Bottom up-Prinzip, für eine Förderung aufgrund 
einer Entwicklungsstrategie bewerben. In dieser 
Entwicklungsstrategie sind Stärken und Schwächen 
aus Sicht der Kommunen, der Regionalverbände 
(und weiterer Vertreter), zu beschreiben und För-
derschwerpunkte festzulegen, die dann in den 
Ländern aufgegriffen werden. Dann gibt es eine 
Arbeitsgruppe „Demografischer Wandel“, die hat 
sich mit Gebietskulissen beschäftigt und Profile für 
402 Landkreise erstellt, die Punkte der Daseins-
vorsorge und der Wirtschaftskraft berücksichtigt 
haben. Das ist eine deutschlandweite Arbeitsgruppe 
gewesen. Und es gibt letztendlich im Rahmen der 
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GAK die integrierten ländlichen Entwicklungs-
konzepte (ILEKs), davon habe ich ja vorhin schon 
mal gesprochen. Die Maßnahme 7 „Förderung der 
Infrastruktur“ passt eigentlich am besten zum För-
dergrundsatz integrierte ländliche Entwicklung, so 
wie es ihn jetzt schon in der GAK gibt. In diesem 
Fördergrundsatz gibt es die integrierten ländlichen 
Entwicklungskonzepte, die auf regionaler Ebene 
erstellt werden, und die die demografische Ent-
wicklung für eine jede Region beinhalten, d. h., also 
für die Vergangenheit und auch für die Zukunft 
Prognosen machen. In diesen Entwicklungskon-
zepten werden auch die örtlichen Träger der Ju-
gendhilfeplanung und der Schulentwicklung be-
rücksichtigt, sodass man aus diesen Konzepten 
Entwicklungspotenziale und –bedarfe im Rahmen 
der Daseinsvorsorge ableiten kann. Diese Konzepte 
sind auch konform mit dem Artikel 20 der  
ELER-Verordnung, in dem es ja heißt, dass nur dort 
gefördert werden soll, wo Pläne für die Entwicklung 
von Gemeinden und Dörfern in ländlichen Gebieten 
vorliegen. D. h., es gibt Konzepte, die Gebiete be-
schreiben, die man sowohl außerhalb als auch in-
nerhalb der ELER-Förderung verwenden kann. Die 
Probleme, vor die die Länder gestellt werden, wenn 
es jetzt eine geografische Abgeschiedenheit zu be-
urteilen gibt, sind zum einen, dass es bisher von 
Bundesseite keine eindeutige Definition dieser Ge-
biete gibt, wie sie aussehen soll. Die Länder be-
fürchten natürlich, dass das in eine neue Gebiets-
kulisse münden wird. Wir können uns nicht vor-
stellen, dass es einen einheitlichen Maßstab gibt, 
den man auf alle Bundesländer legen kann, sodass 
man auch in relativ kurzer Zeit keine abgestimmte 
Gebietskulisse hat. Und natürlich kommt dazu, dass 
das auch wieder einen erhöhten Verwaltungsauf-
wand für die Länder bedeutet, nicht nur die Ent-
wicklung dieser Gebietskulisse, sondern auch die 
Umsetzung. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank und Herr Fuchs war 
für die anderen Fragen angesprochen. 
 
Timm Fuchs: Herr Vorsitzender vielen Dank. Da 
müsste ich umfangreich antworten und umfang-
reiche Zeit haben, um zu umreißen, was wir  
eigentlich bräuchten, um eine nachhaltige und 
zielorientierte Förderung durch die Gemein-
schaftsaufgabe hinzubekommen. Ich will das na-
türlich nicht machen, aber ein paar Schlaglichter 
versuchen zu skizzieren. Nachhaltig, na ja, das 

klang ja schon an. Eine nachhaltige Förderung sollte 
dahin gehen, wirtschaftliche Entwicklungen so 
anzureizen, dass sie selbsttragend werden, um die 
schwachen Regionen, die im Moment noch nicht in 
der Lage sind, Daseinsvorsorge, Grundversorgung, 
aber auch wirtschaftliche Entwicklung, zu generie-
ren, dass die das schaffen können durch eine re-
formierte Förderung. Das, so viel zum Thema 
nachhaltige Förderung. Zielorientiert ist noch 
schwieriger, denn wir müssen natürlich sehen, dass 
nicht nur - und das haben wir gerade schon gehört - 
die Zielstellung in den Ländern voneinander ab-
weichen, sondern auch auf der Ebene der Länder 
gibt es ja unterschiedliche Regionen, die einer ganz 
spezifischen unterschiedlichen Förderung bedür-
fen. Nehmen Sie z. B. den Tourismusbereich, da 
brauchen wir eine Förderung, die auch eine nach-
haltige Entwicklung im Tourismus gestaltet, bei-
spielsweise auch, indem Digitalisierungsprozesse 
im Tourismus gefördert werden können. Dass der 
Landtourismus gestärkt wird. Das ist auch ein 
Thema, was ja, das sagen uns die Touristiker, immer 
wichtiger wird für die Arbeitsplätze, aber auch für 
die Entwicklung der touristischen Regionen. Oder 
nehmen Sie die Energiewende, die ja auch ein ho-
hes Potenzial hat in den ländlichen Regionen. Die 
bräuchte auch wieder eines ganz eigen austarierten 
Förderzuschnittes. Das zeigt, dass man das nicht so 
einheitlich beantworten kann. Es gibt allerdings ein 
paar Schlüsselbranchen, ein paar Schlüsselberei-
che. Und da meinen wir schon, dass gerade Breit-
bandausbau, Digitalisierung, wesentliche Schlüs-
selbereiche sind, die in der Lage sind, eben das zu 
generieren, was ich anfangs bei dem Thema Nach-
haltigkeit skizziert habe. Dass ich nämlich Ent-
wicklungen anstoße und fördere, die dann in der 
Lage sind, den ländlichen Raum, die einzelnen 
ländlichen Teilräume, nachhaltig zu stärken, in 
dem Start ups auch in ländlichen Räumen möglich 
sind, in dem beispielsweise auch bisherige Dienst-
leistungen, wie z. B. das Ingenieurbüro, die Arzt-
praxis, überhaupt der ganze Gesundheitssektor, der 
ja auch im ländlichen Raum aufgrund des demo-
grafischen Wandels eher stärker zunehmen wird, in 
der Lage sind, dort auch zukunftsweisende Ar-
beitsplätze auf der Grundlage von digitalen An-
wendungen zu generieren. Vielen Dank.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank und der  
Kollege Spiering. 
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Abg. Rainer Spiering (SPD): Herzlichen Dank. Mich 
oder uns beschäftigen seit längerer Zeit die starken 
Umwälzungsprozesse in der Landwirtschaft, in der 
gesamten Agrarstruktur. Herr Fuchs, Sie haben eben 
angesprochen, dass die Frage von Breitband- 
Internet, Digitalisierung, großen Einfluss auf uns 
alle einnehmen wird. Das läuft unter dem Fachwort 
Smart Farming. Ist der Ländliche Raum eigentlich 
für das, was jetzt auf uns zukommt, was partiell 
schon unterwegs ist, eingestellt? Sind wir technisch 
dazu in der Lage, das zu bewältigen? Vielleicht ge-
ben Sie auch mal eine Bewertung ab, was man tun 
müsste. Ich sage mal, wenn ich bei mir durch den 
ländlichen Raum fahre, dann bricht das LTE-Netz 
permanent zusammen. Und wenn ich mir vorstelle, 
wir haben große Schlepper, die unterwegs sind, die 
angewiesen sind auf Digitalisierung und die ma-
chen sich (beim LTE-Netzausfall) selbstständig, 
dann finde ich das wenig witzig. Die Frage: Sind wir 
mit den Mitteln, die wir zurzeit haben, dazu in der 
Lage, das zu bewältigen? Bei der Sicherung der 
Daseinsvorsorge - glaube ich - gibt es sehr große 
Chancen bezüglich der Hilfe für hilfsbedürftiger 
Menschen. Ich glaube, wir können dort viel besser 
sein, was die Vernetzung angeht. Was die Anfrage 
von Hilfsbedürftigen über zukünftige Digitalisie-
rung angeht: Sind wir eigentlich schon dazu in der 
Lage, auch Angebote zu machen an Konsumenten, 
die niederschwellig sind bei Apps, beim Zugang 
von Smartphones oder bei Tablets, so dass wir äl-
teren Menschen das zur Verfügung stellen können, 
damit sie einen Hilferuf absetzen können, der viele 
Prozesse vereinfachen kann? Sind wir darauf ein-
gestellt? Die landwirtschaftlichen freien Bereiche 
hätte ich gerne von Frau Awe erklärt. An Herrn 
Fuchs als Vertreter der Städte- und Gemeindebun-
des geht die Frage der Daseinsvorsorge: Nutzen wir 
die Digitalisierung so wie wir das können und sind 
wir darauf eingestellt?  
 
Der Vorsitzende: Jetzt ist zunächst Herr Fuchs an-
gesprochen und danach Frau Awe.  
 
Timm Fuchs: Herr Vorsitzender vielen Dank. Nut-
zen wir die Digitalisierung ausreichend, um auch 
die Daseinsvorsorge damit sozusagen zu verbes-
sern? Das kann man natürlich klar mit „Nein“ ge-
rade für den ländlichen Raum beantworten, weil 
wir ja im ländlichen Raum im Moment noch dabei 
sind, erst mal den Rückenknochen dessen, was da-
für erforderlich ist, nämlich den Breitbandausbau - 

damit meine ich nicht die eine Megabit pro Se-
kunde, sondern die 50 Megabit pro Sekunde - zu 
effektuieren. Und wenn man sich die Entwicklung 
anguckt, dann werden auch diese 50 Megabit pro 
Sekunde nicht ausreichen. Und deshalb müssen wir 
noch einige weitere Schritte tun, um alles das nut-
zen zu können im Zuge der Digitalisierung, was wir 
brauchen: wie z. B. den digitalen Hilferuf von ein-
zelnen älteren Menschen, der es ihnen ermöglicht, 
dann auch längerfristig in ihren Wohnungen in den 
Dörfern zu leben, wie z. B. auch die ganze Digitali-
sierung des Verkehrsbereichs, dass man den ÖPNV 
noch besser vernetzt mit privaten Verkehrsangebo-
ten. Dass man beispielsweise nicht mehr, wie das in 
der Vergangenheit der Fall war, auf die Schüler-
verkehre angewiesen ist, sondern dass man sozu-
sagen Mobilitätsangebote auch im ländlichen Raum 
individueller zuschneiden kann. Das ist ja ganz 
wichtig, wenn man die Leute auch längerfristig, 
auch wenn sie dann studiert haben, in den länd- 
lichen Raum wieder zurückgewinnen oder halten 
will. Das sind also Punkte, da gibt es natürlich Ver- 
besserungsbedarf. Man würde aber auf der anderen 
Seite die GAK damit auch so ein bisschen über-
dehnen, indem wir sie jetzt als das Mittel ansehen 
würden, den Breitbandausbau im ländlichen Raum 
zu effektuieren. Da gibt es natürlich noch andere 
Bundesmittel und auch Mittel der Länder, aber die 
GAK ist ein wichtiger Teilbereich, um diese Dinge 
zu fördern.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank, Frau Awe bitte. 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Ja, Herr Fuchs hat es schon gesagt, die 
GAK hat den Fördergrundsatz der Breitbandförde-
rung aufgenommen, allerdings nur im Rahmen der 
Grundversorgung, und schon da war es in der GAK 
ein schwieriger Punkt, weil Grundversorgung  
eigentlich Länderaufgabe ist. Mittlerweile ist es eine 
Maßnahme, die auch in unserem Land nicht mehr 
vollumfänglich genutzt wird, weil es andere För-
dermöglichkeiten zur Breitbandförderung gibt, die 
weitaus besser sind als den Ansatz, den wir haben. 
Die Unterversorgung besteht nicht mehr, ist also 
nicht mehr gegeben, weil alles, was wir unter 
zwei Megabit hatten, das war ja mal der Anfang, da 
haben wir gefördert. Und jetzt ist es so, dass die 
Gebiete vielleicht schon wieder unterversorgt sind, 
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weil damals hat man diese mit 50 Megabit ausge-
stattet und das reicht eigentlich heutzutage schon 
nicht mehr. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Eine kurze Restzeit 
hat die Fraktion der SPD noch. 
 
Abg. Willi Brase (SPD): Die nehmen wir in die 
nächste Runde. Ok? 
 
Der Vorsitzende: Ja, damit sind wir einverstanden. 
Damit starten wir jetzt in die Zehn Minuten-  
Frage-/Antwortrunde der Fraktion DIE LINKE. und 
die Kollegin Frau Binder hat das Wort.  
 
Abg. Karin Binder (DIE LINKE.): Vielen Dank  
Herr Vorsitzender. Meine Fragen richten sich an 
Frau Professor Neu und an Herrn Fuchs vom Städte- 
und Gemeindebund. Ihren Ausführungen habe ich 
entnommen, dass Sie nicht ganz zufrieden sind mit 
dem Gesetzentwurf, dass er ihnen nicht wirklich 
weit genug geht. Deshalb bitte ich Sie noch mal auf 
die Unsicherheiten einzugehen. Welche Nachteile 
ergeben sich nach Ihrer Sicht aus der im Gesetz-
entwurf vorgeschlagenen Formulierung zur inte-
grierten ländlichen Entwicklung? Wie sollte oder 
müsste die lauten, aussehen und formuliert werden 
im GAK-Gesetz, damit es diese Unsicherheit nicht 
gibt? Müsste vielleicht sogar eine Änderung ins 
Grundgesetz? Die zweite Frage würde ich gern auf 
das ELER-Förderspektrum richten: Wie bewerten 
Sie es, dass einerseits das ELER-Förderspektrum 
nicht voll- kommen ausgeschöpft wird, und ande-
rerseits die Gemeinsame Agrarpolitik der EU als 
Begrenzung oder Korsett fungieren bzw. gewählt 
wird? Welche Änderungen müssten hier vorge-
nommen werden, um eine Verbesserung zu errei-
chen? 
 
Der Vorsitzende: Frau Professor Neu, Sie waren 
zunächst angesprochen. 
 
Prof. Dr. Claudia Neu: Ja, ganz herzlichen Dank. Es 
kam ja sehr deutlich heraus, dass meine Zielrich-
tung die ländlichen Lebensverhältnisse waren. Ich 
bin dahingehend unzufrieden, weil mein Blick-
winkel sehr stark eine Sichtweise ist, die räumliche 
Ungleichheiten (sehr stark) fokussiert. Das bedeutet, 
dass wir in Zukunft eben mehr räumliche Ungleich- 
heiten erwarten werden. Wenn ich sehe, in welch 
kleinteiliger Einzelmaßnahme ländliche Daseins-

vorsorge gefördert werden soll, und dann sehe ich 
den Auftrag, dass wir eine Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse erreichen wollen. Das steht ja 
tatsächlich auch ganz klar im Antrag drin, dann 
muss ich leider sagen, das bleibt unterausgestattet, 
weil mit einer Einzelförderung, die eben nicht in-
tegriert ist im Hinblick darauf, dass Lösungen ge-
funden werden müssen - ich hatte das Wort ge-
nannt, das kann jetzt eine Caring Community sein - 
die mit Bürgern, mit der Kommune und der Land-
wirtschaft gemeinsam ein Konzept entwickelt „Wie 
gehen wir da weiter“. Also Kooperation stärken, 
Netzwerke fördern, soziale Orte fördern, da, wo 
eben auch zentrale Orte nicht mehr immer genau 
wirken. Also eine neue stärkere integrierte Förde-
rung. Das in Hinblick darauf. Und ich empfinde es 
auch als, wie Sie richtig gesagt haben, durchaus 
verwirrend und auch schade, dass die GAK eben als 
Begrenzung wirkt und nicht weiter geöffnet wird, da 
würde ich mich eigentlich den Ausführungen von 
Herrn Professor Weingarten diesbezüglich an-
schließen, um nicht noch Zeit zu vergeuden. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke, Herr Fuchs war noch an-
gesprochen. 
 
Timm Fuchs: Vielen Dank, das kam ja schon ein 
bisschen in der bisherigen Anhörung raus, dass wir 
uns eigentlich eine verbesserte Förderung der länd-
lichen Entwicklung gewünscht hätten. Das gerade 
bei der Infrastrukturförderung, die ja an sich gute 
Gebiete benennt, diese Eingrenzungen nicht im 
Rückgriff vorgenommen werden sollten. Dass man 
diese Förderung wieder nur bezieht auf vom de-
mographischen Wandel besonders betroffene Ge-
biete, die auch räumlich abgelegen sind und zur 
Absicherung der Daseinsvorsorge dienen. Durch 
diese Eingrenzung nimmt man der weiteren Defini-
tion „bedürftige“ Rechtsbegriffe vor, wo man jetzt 
nicht weiß, was ist denn überhaupt demographi-
scher Wandel? Was ist ein vom demographischen 
Wandel betroffenes Gebiet? Was ist räumlich abge-
legen? Und was dient dann zur Absicherung der 
Daseinsvorsorge? Um es mal an einem Beispiel 
konkret zu machen, beispielsweise diese Förderung 
von Unternehmensgründungen im ländlichen 
Raum, die wäre dann möglicherweise nicht mög-
lich, weil wir jedenfalls bei dem Kriterium zur Ab-
sicherung der Daseinsvorsorge doch sehr große 
Zweifel haben, dass auch eine Förderung von Un-
ternehmensgründungen darunter fällt. Zu Ihrer 
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weiteren Frage Verschneidung oder Konkurrenz mit 
dem ELER-Förderspektrum, da sagen wir auch an 
der Stelle, dass der Gesetzentwurf hinter dem  
ELER-Förderspektrum zurückbleibt, was für die 
Förderung ländlicher Räume in die falsche Rich-
tung geht, weil ich dadurch - es werden ja oftmals 
auch Komplementärförderungen vorgenommen in 
jedem Bereich - dann möglicherweise eine europä-
ische Förderung nicht mit einer Bundesförderung in 
einzelnen Gebieten verbinden kann. Und deshalb 
meinen wir, dass – so habe ich auch den Koaliti-
onsvertrag (von CDU, CSU und SPD) verstanden – 
wenigstens diese Förderung GAK nach der Novelle 
angeglichen werden sollte an die ELER-Förderung.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Fuchs, nächste 
Fragestellerin ist die Kollegin Bluhm. 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Herzlichen 
Dank Herr Vorsitzender. Zunächst meinen herzli-
chen Dank auch an Sie alle für Ihre Ausführungen 
bis hierher. Ich möchte meine beiden Fragen richten 
an Herrn Dr. Augsten und auch an Frau Awe als die 
beiden, die dann auch die Umsetzung dieser 
GAK-Änderung tatsächlich organisieren müssen. 
Ich habe vorhin bei einigen Rednern herausgehört, 
dass es sicherlich ein dreistelliger Betrag sein 
müsste, um wirklich sinnhaft den ländlichen Raum 
anzuschieben in der Förderung. Meine erste Frage 
an Sie beide ist, wenn es da um Kofinanzierung der 
Länder geht. Sie haben auf die haushalterischen 
Probleme aufmerksam gemacht. Die müssen gelöst 
werden, die können sicherlich auch gelöst werden, 
wenn Geld von woanders kommt. Aber ist es rea-
listisch, sind die Länder tatsächlich in der Lage, 
eine entsprechende Kofinanzierung im dreistelli-
gen Bereich zu machen? Zumindest aus der Sicht 
von Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern 
würde mich das interessieren. Macht es also Sinn, 
darüber nachzudenken bei uns im Haushaltsaus-
schuss, wo ich auch sitze, für diesen Bereich noch 
ein bisschen mehr raus zu kitzeln? Die zweite Frage: 
es ist schon mehrfach angedeutet worden, dass der 
Ablauf der Förderung schwierig ist. Vielleicht 
können Sie einfach mal vorschlagen, wie wir Sie 
tatsächlich in die Lage versetzen können, diese 
Dinge besser zu händeln und was würden Sie uns 
da aufgeben, ganz konkret zu ändern, damit die 
Förderung dann optimaler Weise funktioniert? Vor 
allem vor dem Hintergrund, dass es dann ja viel-
leicht unter Umständen mehr Geld gibt.  

 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Dr. Augsten, Sie 
waren zunächst genannt. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Vielen Dank für 
die beiden Fragen. Also ich fange mal so an, ich 
hätte die Frage nach den Wünschen, Aufstockung 
der GAK, anders beantwortet als Herr Hem- 
merling. Wobei man ja dreistellig sehr unterschied-
lich definieren kann, liegt ja was zwischen der un-
teren und der oberen Grenze. Einfach deshalb, wenn 
man im Landesverwaltungsbereich arbeitet und 
eine Haushaltskonsolidierung vorzunehmen hat, 
dann spielt das eine Rolle. Ich kann mir natürlich 
als Verband sehr viel wünschen, aber wenn nachher 
die Kofinanzierungsmittel nicht da sind, dann ist es 
einfach ein Problem. Das spielt bei uns eine große 
Rolle, dass wir dann sagen, es gibt für uns auch eine 
Obergrenze, wo wir uns eine deutliche Aufstockung 
der GAK wünschen könnten(, aber das wird nicht 
bis zum Get no gehen). Also da sind auch die Lan-
desmöglichkeiten begrenzt, das ist völlig klar. Was 
natürlich wichtig ist, weil die Frage vorhin kam, wo 
denn die Gründe liegen, warum das in einigen 
Ländern nicht so klappt. Das eine sind technische 
Dinge, das ist natürlich, dass Landeshaushalte nicht 
dazu passen, wie das Geld zur Verfügung gestellt 
wird. Aber das andere ist auch ein Wettbewerb 
zwischen den Ländern mittlerweile, wer es denn 
hinbekommt, trotz Haushaltskonsolidierung alle 
angebotenen Fördermittel auszuschöpfen? Von der 
EU, vom Bund, das ist eine ganz spannende Frage, 
gerade wenn man mit Haushältern zu tun hat, dann 
sagen die „Muss denn das sein, dass ihr jetzt da al-
les in Anspruch nehmt?“ Ich glaube, man muss als 
Landesregierung dazu stehen, dass man die Kofi-
nanzierungsmittel aufbringt. Deswegen ist das auch 
ein Stück weit Disziplin oder Anstrengung des 
Landes, um zu sagen, egal was im GAK-Bereich 
aufgewandt und angeboten wird, man muss es 
hinbekommen, dass man die Kofinanzierungsmittel 
aufbringt. Das ist für Länder wie Thüringen und 
Mecklenburg- Vorpommern sicher nochmal viel 
wichtiger, weil wir sehr ländlich geprägt sind und 
wir da sehr wohl großen Nachholbedarf haben. Al-
so, insofern Kofinanzierung nicht bis zum oberen 
Ende, was vielleicht der Bauernverband im Auge 
hat, aber ansonsten ganz klares Bekenntnis, dass wir 
dort auch größere Summen schultern möchten. Zum 
Ablauf der Förderung, da hat Herr Hemmerling das 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 60. Sitzung 
vom 5. Juli 2016 

Seite 29 von 36 

 
 

Richtige gesagt, man muss es ja in der Abwägung 
sehen, was im Landwirtschaftsbereich insgesamt an 
Bürokratie zu bewältigen ist. Und da spielten sicher 
nicht die Hauptrolle der Bund oder die GAK, son-
dern gerade, wenn die GAK dann Kofinanzierungs- 
mittel bereitstellt für andere Förderprogramme, 
dann liegt der Grund für das Ärgernis im Agrarbe-
reich bei der EU. Wobei ich einschränkend sagen 
möchte, Herr Hemmerling, da sitzt ja nicht die EU 
für sich alleine, sondern da sitzen auch die Mit-
gliedstaaten und die Länder. Insofern muss man 
sich auch mal an die eigene Nase fassen. Und wie 
man sieht, die letzte AMK hat ja ein Zeichen gesetzt. 
Die Länderminister/innen haben gesagt, sie möch-
ten nicht alles, was von Brüssel kommt, auch mit-
tragen und haben den Bundesminister aufgefordert, 
im Bereich Cross Compliance tätig zu werden. Ich 
glaube, das ist ein guter Anfang, um Entbürokrati-
sierung voran zu bringen. Insofern ist, glaube ich, 
die GAK hier nicht der Bereich, wo man jetzt im 
Bürokratiebereich ansetzen müsste, sondern man 
muss schauen, dass in den anderen Bereichen, ge-
rade was EU-Bürokratie angeht, dass man dort an-
fängt. Und da würde sicherlich auch die GAK davon 
profitieren.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Wenn die Fraktion  
DIE LINKE. einverstanden ist, darf Frau Awe noch 
antworten auf Kosten der zweiten Runde. Frau Awe, 
dann antworten Sie bitte. 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Ich versuche, mich auch kurz zu fassen. 
Also, die Länder sind daran interessiert zusätzliche 
Bundesmittel umzusetzen. Ich möchte das kurz an 
einem Beispiel sagen. Wenn es 100 Mio. Euro mehr 
geben würde, würde das für Mecklenburg-Vorpom- 
mern bedeuten, dass wir ungefähr sieben Mio. Euro 
davon erhalten würden. Mit einer Kofinanzierung 
von 60 Prozent / 40 Prozent wären das ungefähr 
dreieinhalb Mio. Euro, die das Land dazugeben 
müsste. Das heißt jetzt nicht, dass wir uns komplett 
verschulden müssten. Ansonsten, zur Vereinfa-
chung würde ich schon sagen, auf Landesebene 
haben wir oder unsere Landesregierung hat sich 
dazu entschlossen, alle Kofinanzierungsmittel zu 
EU-Mitteln als übertragbar zu deklarieren und es 
gibt 100 Prozent Verpflichtungsermächtigung. Das 
ist ja ein Punkt, den wir bei den GAK-Mitteln nicht 
haben. Und deswegen haben wir auch das Problem 

mit dem Mittelabfluss und auch mit der Mittelbe-
willigung. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Der Kollege Tressel 
zunächst für Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
Abg. Markus Tressel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank Herr Vorsitzender. Ich steige direkt ein, 
Frau Professor Neu, Sie haben vorhin von inte-
grierter Förderung gesprochen, Sie sehen das ja 
auch so ein bisschen von der Gesamtstrategie 
Ländliche Entwicklung, das ist ja heute auch 
mehrfach angeklungen. Vielleicht können Sie uns 
vor dem Hintergrund „Bedeutung der Landwirt-
schaft geht zurück“ - ist ja bisher auch schon 
mehrfach gesagt worden - sagen, was würden Sie 
denn sagen, was müsste denn in einer Gemein-
schaftsaufgabe oder im Rahmen einer Gesamtstra-
tegie zur nachhaltigen Entwicklung des ländlichen 
Raumes in der GAK gefördert werden? Wir haben 
vorhin darüber gesprochen, heißt es GAK oder heißt 
es Gemeinschaftsaufgabe Ländliche Entwicklung. 
Ländliche Entwicklung wäre mir lieber. Aber, was 
müsste denn aus Ihrer Sicht, wenn man eine Ge-
samtstrategie zu Grunde legt, tatsächlich gefördert 
werden? Wie bewerten Sie denn diese erweiterte 
GAK, wie wir sie jetzt vorliegen haben, im Lichte 
einer Gesamtstrategie Ländliche Räume durch diese 
Ergänzung dieser zwei Punkte? Was fehlt Ihnen jetzt 
konkret in der Förderung? Das würde mich interes-
sieren. Herr Fuchs, Sie haben vorhin gesagt – glaube 
ich – bzw. das Stichwort eingeworfen „Verschnei-
dung von Mitteln“. Wir haben ja nicht nur die GAK, 
sondern wir haben auch die GRW. Inwieweit ist 
denn eine Koordinierung mit der GRW insbeson-
dere für die Förderung der ländlichen Wirtschaft 
von regionalen Wertschöpfungsketten und von 
nicht landwirtschaftlichen Klein- und Kleinstbe-
trieben sinnvoll? Inwieweit ist das denn im Rahmen 
der GAK-Erweiterung möglich? Bereitet das die 
Förderpolitik nach 2020 vor? Das ist, glaube ich, 
kein ganz unwichtiger Punkt. Was mich noch inte-
ressieren würde, da würde ich die Ländervertreter 
ansprechen, Herrn Dr. Augsten, es ist vorhin von 
Ihrer Kollegin gesagt worden, das wird einen er-
höhten Verwaltungsaufwand bringen, wenn wir 
diese undefinierten Fördergebiete jetzt haben. Also 
nochmal: schafft diese Einschränkung nicht zusätz-
liche Bürokratie für die Länder, die nicht auf be-
stehende und bereits genehmigte Fördergebiete wie 
die ELER zurückgreifen können, sondern neu prü-
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fen müssen? Und besteht jetzt auch nicht die Ge-
fahr, dass die Länder quasi zwei Programme pro-
grammieren müssen, weil sich die Maßnahmen und 
Fördergebiete nicht entsprechen? 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Professor Neu. 
 
Prof. Dr. Claudia Neu: Ja herzlichen Dank. Zuerst 
möchte ich verweisen auf die Äußerung von Herrn 
Professor Weingarten. Auch ich bin der Meinung, 
wenn Kommunen vor Ort mehr finanzielle Spiel-
räume hätten, müsste nicht vieles kompliziert zu-
rückgeholt werden über Konzepte, die dann wieder 
Überschneidungen mit anderen Fördermöglichkei-
ten geben. Das als ersten Punkt. Als zweiten Punkt – 
wir haben ja heute schon häufig darüber gespro-
chen, dass es viele Überschneidungen mit anderen 
Förderungen gibt und z. B., wenn ich jetzt sagen 
würde Bildung im ländlichen Raum, dann habe ich 
schon gleich wieder Schwierigkeiten mit anderen 
Förderungen. Also würde ich ein Konzept vor-
schlagen, das sehr viel stärker, wir könnten es So-
ziale Orte-Konzept nennen, dass Bürger, Landwirt-
schaft oder andere Unternehmen vor Ort in der 
Gemeinde zusammenbringt, um ein Konzept zu 
entwickeln – und das könnte gefördert werden –, 
also der Prozess – es geht mir nicht darum, dass ich 
im Einzelnen jetzt eine Schule vor Ort fördere oder 
den Arzt vor Ort fördere, sondern ich möchte gerne, 
dass der Prozess, die Vision und das, was die Ge-
meinde in Zukunft für sich sein will, gefördert wird. 
Und wie gesagt, dieses Soziale Orte-Konzept be-
deutet nicht, dass ich eine Gastwirtschaft vor Ort 
installiere, sondern, dass ich das Konzept und die 
Vision fördere, dass diese Gemeinde für sich über-
legt, was brauchen wir in Zukunft? Sind wir eine 
Gemeinde, die stärker für Kinder da ist und uns 
absprechen mit der Nachbargemeinde, die vielleicht 
stärker die Unterstützung für Senioren nach vorne 
bringt? Das bedarf aber nicht nur einer einzelnen 
Förderung eben des Bäckerladens, sondern, wenn 
die Gemeinde z. B. entscheidet, unser sozialer Ort 
ist ein Multifunktionsladen oder ein Multifunkti-
onshaus, dann kann ich überlegen, welche Funkti-
onen kann ich dort angliedern? Und dann ist der 
Friseur ein Teil dieses Konzeptes; also den Prozess 
fördern und nicht nur die einzelne Maßnahme.  
 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Fuchs bitte. 
 

Timm Fuchs: Vielen Dank. Verschneidung der 
Förderung GAK, GRW ist aus unserer Sicht - muss 
man so sagen - pragmatisch und zielorientiert zu 
betrachten. Wenn eine Verschneidung der Förde-
rung durch beide Gemeinschaftsaufgaben dazu 
dient, dass man beispielsweise eine ländliche Ent-
wicklung in bestimmten Bereichen voran bringt, 
also eine wirtschaftliche ländliche Entwicklung 
voran bringt, dann kann uns das nur recht sein. Sie 
haben aber auch danach gefragt, inwiefern ist das 
schon möglich. Da muss man ganz klar sagen, dass 
das im Moment noch nicht geht und auch nach der 
jetzt vorliegenden Novelle nicht gehen wird. Denn 
sie haben ganz einfach unterschiedliche Kriterien 
für die Förderung nach der reformierten GAK- und 
der bestehenden GRW-Förderung. Beispielsweise 
habe ich ja - und das wurde schon früher in der 
Anhörung gesagt - diese 50 Kilometer-Grenze bei 
der GRW. Dann ist es auch so, dass ich über eine 
reformierte GAK nur Kleinstunternehmen fördern 
kann. Kleinunternehmen mit mehr als 
zehn Beschäftigten kann ich mit der GAK nicht 
fördern, sodass da immer noch bestimmte System-
brüche bestehen, die - wenn man das rein pragma-
tisch sieht, wie ich anfangs gesagt habe - dazu füh-
ren, dass diese Mittel dann nicht verschnitten 
werden und möglichst wirksam eingesetzt werden 
können für eine Förderung der Wirtschaft und der 
Prosperität von Arbeitsplätzen und Wertschöpfung 
in ländlichen Gebieten. Dann die Antwort auf die 
Frage - was ist eigentlich mit dem Förderspektrum 
nach 2020? Wie müsste das aus unserer Sicht aus-
sehen? Die Debatten laufen schon seit längerem. 
Inhalt ist z. B., dass man nicht nur nach Himmels-
richtungen fördert, sondern auch nach Bedürftig-
keit. Das finden wir natürlich auch. Wir finden 
auch, dass man Mittel, die dann möglicherweise 
nach 2019 frei werden, nicht einfach abschafft, 
sondern bestehende Einnahmen verwenden sollte, 
um gerade die Entwicklung und die Daseinsvor-
sorge in ländlichen Räumen abzusichern. Das wäre 
sicher sinnvoll, auch gerade vor dem Hintergrund 
der Kommunalfinanzen, den Aspekt hatten wir ja 
auch schon. Da sehen wir einfach, dass bei den 
Kommunalfinanzen die Schere zwischen den 
Kommunen in den letzten Jahren immer weiter 
aufgegangen ist. Wir sehen das in Bayern und Ba-
den-Württemberg, wo die Kommunen im Schnitt 
400 Euro pro Einwohner Investitionen aufwenden 
können und in Nordrhein-Westfalen bzw. in Nie-
dersachsen sind das zum Teil nur 150 Euro. Da se-
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hen wir, dass die Kommunalfinanzen einen riesen 
Unterschied bei der Finanzierung der Kommunen 
und damit auch bei Maßnahmen der Kommunen 
zur Entwicklung der ländlichen Gebiete vorgeben. 
Sodass wir auch sagen, dass im Grunde Bundes-
mittel, natürlich auch Ländermittel, künftig genutzt 
werden sollten, um das auszugleichen, was nicht 
über die Verbesserung der Kommunalfinanzen al-
lein zu lösen ist.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank und Herr Dr. Augsten 
bitte. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Ja, mit Blick auf 
die Uhr kurze Antwort. Es geht auch ganz schnell. 
Beide Fragen sind eindeutig mit „Ja“ zu beantwor-
ten. Ich glaube, ich spreche da auch im Namen der 
anderen Länder, die ELER-Kompatibilität ist eine 
der Forderungen. Insofern ist das eindeutig mit „Ja“ 
zu beantworten. 
 
Der Vorsitzende: Kollege Ebner. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Geht das, dass wir die Zeit in die nächste Runde 
nehmen? Sonst ist die Frage gestellt ohne Antwort. 
 
Der Vorsitzende: Ja, zwei Minuten, das ist möglich, 
die herüber zu nehmen. Das machen wir. Damit 
kommen wir jetzt in die zweite Fragerunde. Zu-
nächst wieder für die Fraktion der CDU/CSU der 
Kollege von der Marwitz. 
 
Abg. Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU):  
Das Meiste ist meines Erachtens schon ganz gut 
beantwortet. Vielleicht noch an Sie, Herr Hemmer-
ling: Ein Ziel des Gesetzentwurfes war es, dass ne-
ben dem stärkeren Fokus auf die ländlichen Räu-
men in ihrer Gesamtheit die Land- und Forstwirt-
schaft auch weiterhin zentraler Bestandteil der GAK 
bleibt. Ist diese Balance Ihrer Meinung nach ge-
lungen oder ist die Öffnung der GAK eine Art 
„Götterdämmerung“ der Fördermaßnahmen hin-
sichtlich auch der Diskussionen um die anstehende 
GAP bis 2020/2021? 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Hemmerling, 
Sie waren angesprochen. 
 
 

Udo Hemmerling (DBV): Dankeschön. Nein, die 
„Götterdämmerung“ findet im Moment ganz wo-
anders statt. Ich will an dieser Stelle positiv sagen: 
Wir wissen sehr zu schätzen, dass in den letzten 
Jahren und in den kommenden Jahren der Bund 
diese GAK sozusagen durchfährt. Dass der Bund 
eine gewisse Konstanz hält, jetzt leicht aufwach-
send, wir hätten uns einen Schluck mehr ge-
wünscht, aber sei es drum. Denn man muss wissen, 
welche Planungsvorläufe der Maßnahmen dahinter 
stehen: Dorferneuerung oder Flurerneuerung, das 
geht über Legislaturperioden hinaus. Es ist für den 
ländlichen Raum wichtig, dass die Kommunen und 
die Dorfgemeinschaften auch eine Gewissheit ha-
ben, (sie können in Ruhe planen, vernünftig planen. 
Und von daher ist das weiterhin sehr wichtig.) dass 
sie in Ruhe und vernünftig planen können. Für den 
Bereich „Investive Förderung“ gilt im Grunde das 
Gleiche. Wir haben jetzt eine Delle bei den Investi-
tionsförderungen aus vielerlei Gründen. Aber auch 
hier gilt: Eine Konstanz im Förderangebot ist enorm 
wichtig und das ist der große Vorteil der Gemein-
schaftsaufgabe. Von daher ist es auch für die Land- 
und Forstwirtschaft, die ja in längeren Planungs-
zeiträumen denkt, ganz wichtig, diese Gemein-
schaftsaufgabe an der Seite zu haben. Wenn ich das 
noch sagen darf: In der Anhörung entstand hier der 
Eindruck, diese maßvolle Erweiterung für die 
Kleinstunternehmen sei völlig losgelöst im Raum. 
Mein Informationsstand ist ein anderer. Mein In-
formationsstand ist, dass die Kleinstunterneh-
mensförderung ein Teil des gesamten Kanons der 
Förderung ILE, also der Integrierten Ländlichen 
Entwicklung ist. Und wir wissen alle, die ILE- 
Förderung setzt ländliche Entwicklungskonzepte, 
Bedarfsanalysen, Stärken und Schwächen-Analysen 
voraus. Es ist zu einfach gesagt, jetzt brauchen wir 
mal einen Friseur. Nein, man macht sich zunächst 
regional Gedanken. Aus meiner Sicht sind diese 
(regionalen) Prozesse auch schon lange auf dem 
Weg. Und am Ende ist es doch relativ egal: Es wird 
halt im LEADER-Konzept erdacht oder erstritten, 
was wir in der Region brauchen. Und dann wird es 
mit der Gemeinschaftsaufgabe umgesetzt. Das soll 
uns doch recht sein an der Stelle. Also, die Kon-
stanz bis hin zum langen Blick nach vorne, dass ist 
es, was zählt.  
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Abg. Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU): 
Wenn von Eurer Seite (Fraktion der CDU/CSU) 
keine Frage mehr sind, würden wir die Zeit abge-
ben. 
 
Der Vorsitzende: Alle anderen werden sich bedan-
ken. Wir kommen dann in die Fragerunde der 
Fraktion der SPD. 
 
Abg. Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD): Das ist aber 
sehr nett, Herr Ausschussvorsitzender, vielen Dank. 
Wir haben ja schon rekapituliert die Entwick-
lungsgeschichte der Debatte zurück bis 2006, als wir 
das damals thematisiert haben. Herr Professor 
Weingarten, in der grundsätzlichen Analyse, auch 
der Schwächen der jetzigen GAK, so wie wir sie 
jetzt wiederfinden in dieser jetzigen Novelle, wie 
sehen Sie denn die unterschiedlichen Verteilungs-
spielräume, die wir haben gegenüber den Ländern? 
Jedes Bundesland hat eine gewisse Tendenz zur 
Besitzstandswahrung, was an sich den strukturellen 
Problemen, die wir im Rahmen der Thematik länd-
liche Räume angehen müssen, widerspricht. Dar-
über hinaus sind die Finanzierungsmodalitäten 
auch seitens des Bundes durch die Nichtübertrag-
barkeit der Mittel von dem einen Haushaltsjahr auf 
das andere häufig sehr eingeschränkt. Das ist schon 
mal unter Umständen deutlich geworden in der 
Fragestellung Doppelhaushalt. Was regelmäßig da-
zu geführt hat, dass unter diesen Maßgaben die 
Ausschöpfungsquote seitens der Bundesländer ganz 
unterschiedlich war. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
hat das Bundesland Brandenburg über 
zehn Mio. Euro aus der GAK im letzten Jahr ste-
henlassen. Das sind zehn Mio. Euro, die einer an 
sich strukturschwachen Region im weiteren Jahr 
entgangen sind. Was gibt es von Ihrer Einschätzung 
nach dafür an Ansätzen, wie wir das angehen soll-
ten? Vielleicht kann auch die Dame aus Mecklen-
burg-Vorpommern noch etwas dazu sagen, weil das 
in besonderer Weise verschiedene Regionen trifft.  
 
Der Vorsitzende: So, Herr Professor Weingarten ist 
angesprochen und Frau Awe. Herr Professor 
Weingarten. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Ja, danke schön, Herr 
Dr. Priesmeier. Was die Besitzstandswahrung be-
trifft, glaube ich, können Sie das alle besser ein-
schätzen, wie ausgeprägt die ist oder nicht ist, als 
ich. Aber hinweisen möchte ich darauf, dass - wenn 

ich richtig informiert bin - im Rahmen der Be-
schlüsse zur Angleichung der Flächenprämie in der 
Ersten Säule auch festgelegt worden ist, dass über 
die Verteilung der ELER-Mittel nach 2020 zwischen 
den Bundesländern neu nachgedacht wird. Das ist 
für mich ein Hinweis, dass da schon ein Beschluss 
besteht, über die Verteilung der Mittel zwischen 
den Bundesländern neu nachzudenken in Bezug auf 
die ELER-Mittel für Deutschland. Aber, das könnte 
auch ein Hinweis sein, dass vielleicht auch über 
GAK-Mittel langfristig neu nachgedacht werden 
kann. Was den Mittelabfluss betrifft, hatten Sie 
schon darauf hingewiesen, dass die Nichtübertrag-
barkeit der Mittel ein Problem ist. Ich muss geste-
hen, dass ich in dem Bereich kein Experte bin, ich 
weiß nicht, ob man das dann ändern könnte oder 
was das erfordern würde, um das zu ändern. Ich 
glaube, da können die beiden Ländervertreter mehr 
zu sagen zu dem letzten Punkt. Dankeschön.  
 
Der Vorsitzende: Danke, Frau Awe. 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Der Mittelabfluss ist immer ein heißes 
Thema. Die Mittelzuweisung vom Bund erfolgt in 
der Regel im März/April. Da werden uns alle Bun-
desmittel, Kassenmittel und die Verpflichtungser-
mächtigungen, zugewiesen. Die Länder - jedenfalls 
in Mecklenburg-Vorpommern ist das so - dürfen bis 
zu dem Zeitpunkt auch nur in Höhe der Altver-
pflichtungen Mittel ausgeben. Erst dann besteht die 
Möglichkeit, neue Bewilligungen auszusprechen. 
Wenn ich also aus den Vorjahren 70 Prozent der 
Mittel durch Verpflichtungsermächtigungen binden 
kann, habe ich 30 Prozent der Mittel noch nicht 
gebunden im April eines jeden Jahres. Das werden 
häufig einjährige Maßnahmen sein, die insbeson-
dere in den Bereich Dorferneuerung oder Wegebau 
bei uns fallen, weil alle anderen Projekte mehrjährig 
veranlagt sind. D. h., wenn ich dann im April/Mai 
den Bewilligungsbescheid rausschicke, kommt die 
Kommune in das Ausschreibungsverfahren - meist 
europaweit -, dauert drei Monate, Umsetzungsphase 
drei Monate, sind wir Ende Oktober, dann müssen 
die Zuwendungsempfänger die Abrechnung vorle-
gen, d. h., dass die Bewilligungsbehörde einen 
Monat Zeit hat, alle Abrechnungen zu kontrollieren 
und auch vor Ort zu prüfen - Vorgabe der EU -, um 
den Kassenschluss der GAK Ende November/An- 
fang Dezember einhalten zu können. Das führt re-
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gelmäßig dazu, dass wir Probleme bei der Umset-
zung haben, weil sich die Ausschreibung des Pro-
jektes und dann die daran anschließende Umset-
zung das Verfahren so hinzieht, dass die Maßnah-
men in einem Jahr nicht fertig werden. D. h., die 
stellen uns einen Antrag auf Übertragung oder Ver-
längerung der Maßnahme ins nächste Jahr. D. h. 
wiederum, dass sich von meinen 70 Prozent zur 
Verfügung stehenden Verpflichtungsermächtigun-
gen, Verpflichtungsermächtigungen aufbringen 
muss, um eigentlich Maßnahmen, die schon be-
gonnen sind, im nächsten Jahr abwickeln zu kön-
nen. Dann kann ich keine neuen Maßnahmen be-
willigen, kann ich keine neuen Maßnahmen für das 
neue Jahr anstoßen. Damit bin ich in einem Kreis-
lauf, der sich jedes Jahr eigentlich fortsetzt. Mit der 
Übertragbarkeit der Mittel würde zum einen dem 
Rechnung getragen, dass die Mittel, die dann ver-
loren sind, im nächsten Jahr wieder bewilligt wer-
den könnten. Was aber aus meiner Sicht hilfreicher 
wäre, wäre ein höherer Prozentsatz an Verpflich-
tungsermächtigungen. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Der Kollege Brase hat 
noch eine kurze Nachfrage. 
 
Abg. Willi Brase (SPD): Eine kurze Frage – es wer-
den ja auch wiederkehrende Maßnahmen durch die 
Länder beantragt. Gäbe es dort eine Handlungs-
möglichkeit, Frau Awe, das etwas zu verbessern, 
z. B. indem wir sagen könnten, bei wiederjährigen 
Maßnahmen wird auf die jeweilige jährliche Be-
gründung oder ähnliches verzichtet? Sehen Sie das 
als Hilfe an? Oder ist es auch vor dem Hintergrund 
Ihrer Landesrechnungshöfe notwendige Bedingung 
oder kann man an dieser Stelle ein Stück weiter 
denken im Sinne auch von weniger Bürokratie? 
 
Dana Awe (Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz, Mecklenburg-Vor- 
pommern): Es wäre für die Länder sicher eine Er-
leichterung, wenn wir nicht alle Maßnahmen jähr-
lich aufs Neue begründen müssten. Ein Großteil der 
GAK-Maßnahmen sind ja im Entwicklungspro-
gramm für den ländlichen Raum (EPLR) abgebildet. 
Der EPLR, habe ich vorhin schon gesagt, sind durch 
SWOT-Analysen, die Maßnahmen also, begründet 
worden, sind da beschrieben worden. Die Maß-
nahmen, die mit der GAK kofinanziert sind, sind in 
den nationalen Rahmenregelungen beschrieben und 
analysiert worden. Der EPLR und auch die nationale 

Rahmenregelung wurden von den Ländern, vom 
Bund als Mitglied des Begleitausschusses und von 
der Kommission auf ihre Sinnhaftigkeit untersucht 
und genehmigt, d. h., wir brauchten eigentlich dann 
nicht jede Maßnahme jedes Jahr neu begründen, 
weil die Bestandteile eines EPLR sind. Es gibt na-
türlich auch Maßnahmen, die wir außerhalb der 
ELER-Förderung umsetzen, aber auch diese Maß-
nahmen werden von uns in jedem Jahr gleich an-
geboten. Die Voraussetzungen der Landeshaushalts- 
ordnung oder auch der Bundeshaushaltsordnung 
zur Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit von Maß-
nahmen setzen ja auch voraus, dass wir uns über-
legen, ob wir die Maßnahme noch anbieten wollen 
oder nicht. Also, es wird keine jährliche Begrün-
dung notwendig sein.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Die Zeit müssen wir 
einhalten. 
 
Abg. Petra Crone (SPD): Das ist ja kaum möglich. 
Die Bundesregierung will ein Gesamtsystem für die 
Fördersysteme erarbeiten. Ich würde ganz gerne 
wissen, welche da berücksichtigt werden sollten. 
Das würde ich Herrn Fuchs fragen. 
 
Der Vorsitzende: Bitte kurze Antwort Herr Fuchs. 
 
Timm Fuchs: Ich bin vorhin schon ein bisschen 
darauf eingegangen, dass man bei einem Gesamt-
fördersystem nach 2020 gucken sollte, dass man die 
Förderung so umgestaltet, dass sie wirklich dort zur 
Förderung ländlicher Gebiete genutzt werden kann 
und ankommen kann, wo der Bedarf am höchsten 
ist und nicht - wie wir das bislang kennen - rein 
nach Himmelsrichtungen gefördert wird. Da kann 
die GAK auch ein Baustein zu sein, neben natürlich 
anderen Fördermöglichkeiten. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Fuchs, das ha-
ben Sie großartig gemacht, auch zeitlich gesehen. 
Wir kommen jetzt in die zweite Fragerunde von der 
Fraktion DIE LINKE. Frau Kollegin Bluhm darf an-
fangen. 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Danke. Ich 
mache ganz schnell. Ich habe mir die kürzeste Frage 
herausgesucht, die noch in meinem Fragekatalog 
steht. Ich möchte gern Herrn Dr. Augsten noch 
einmal fragen. Sie haben vorhin in Ihren Ausfüh-
rungen kurz mit einem Nebensatz eingeflochten, 



  

 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 60. Sitzung 
vom 5. Juli 2016 

Seite 34 von 36 

 
 

dass die Landwirtschaftsminister der Länder zum 
Gesetzentwurf Hinweise gegeben haben und dass 
die zum Teil nicht eingeflossen sind in das Gesetz. 
Vielleicht können Sie in der restlichen Zeit, die mir 
noch zur Verfügung steht, noch mal sagen, was das 
für Hinweise gewesen sind und wie wir gegebe-
nenfalls den Gesetzesentwurf aus der Sicht der 
Länder noch verbessern können. Danke. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Da bleibt sicher-
lich noch Zeit für eine zweite Frage. Erstens liegen 
Ihnen die Hinweise der Länder vor. Ich gebe 
nochmal die Stichworte, die ich mir noch mal zu-
arbeiten habe lassen. Einmal hat heute eine große 
Rolle gespielt die Kompatibilität mit dem  
ELER(, ganz wichtig, formuliert weitgehend, aber 
d. h. natürlich, dass dort die wichtigsten Dinge auch 
mit aufgenommen werden sollen). Dann, keine Ge-
bietskulisse. Das ist - glaube ich - heute ganz deut-
lich geworden, und wie wir das definiert haben hier 
im Einzelnen, ist auch klar geworden. Das Dritte, 
keine Priorisierung sowie volle Länderflexibilität. 
Das war das, was mit Regionalisierung und Ge-
bietskulisse auch gemeint war. Dass die Länder am 
besten wissen, wie sie dort mit den Mitteln umge-
hen müssen. Zumal sich heute keiner mehr leisten 
kann, Geld zu verschwenden, das ist heute auch 
deutlich geworden. Dann natürlich in Bezug auf 
Naturschutz, Vertragsnaturschutz usw., da war 
nochmal der Hinweis, (was mit diesen, dass man 
das viel genauer fassen muss,) diese nicht investi-
ven Maßnahmen im Naturschutzbereich sind nicht 
klar genug definiert. Das ist ganz wichtig, um dann 
den Ärger oder die Missinterpretationen aus dem 
Umweltbereich auch entgegen zu wirken(, zu sagen, 
also, jeder interpretiert dann etwas hinein, was er 
herauslesen möchte). Hier muss eine Klarstellung 
erfolgen, außerdem die Übertragbarkeit der Finanz- 
mittel und erhöhte Verpflichtungsermächtigungen. 
Das sind die fünf Forderungen, die die Länder stel-
len.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Kollegin Bluhm. 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Dann habe ich 
die Chance, an Frau Professor Neu noch eine Frage 
zu stellen. Im Koalitionsvertrag der CDU, CSU und 
SPD steht, dass sie (die Parteien) eigentlich zu die-
sem Gesetz eine Grundgesetzänderung vorhatten. 
Da Sie aus meiner Sicht in dem Vortrag hier heute 

den weitest gehenden Ansatz hatten, um die länd-
liche Raumentwicklung doch stärker in den Mit-
telpunkt der Entwicklungen zu stellen, frage ich Sie: 
Wie bewerten Sie, dass die Bundesregierung von 
dieser Grundgesetzänderung abgewichen ist und 
das Gesetz im normalen Gesetzesänderungsverfah-
ren gemacht hat? Sind Sie der Meinung, dass man 
gegebenenfalls doch stärker auf diese Grundge-
setzänderung hinwirken sollte?  
 
Der Vorsitzende: Frau Professor Neu bitte. 
 
Prof. Dr. Claudia Neu: Danke. Es gibt zwei Mög-
lichkeiten. Entweder wir nehmen das Ziel Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse im Rahmen der 
GAK stärker wahr. D. h., wir müssten dann auch 
tatsächlich stärker auf Daseinsvorsorge, auf diese 
Situation, die hier beschrieben wurde, gehen, oder 
wir sagen, wir lassen die GAK jetzt wie es ist und 
lassen die Daseinsvorsorge raus. Dann müssten wir 
uns aber etwas anderes überlegen, wie man auf 
diese Frage antwortet. Wie gehen wir dann mit den 
zunehmenden Disparitäten um? Dann kann man 
darüber nachdenken, ob es einer weiteren Gemein-
schaftsaufgabe bedarf, in der eigentlich diesen Fra-
gen Rechnung getragen wird oder vielleicht ein 
anderes Konzept von Förderung peripherer Räume, 
kann man ja auch diskutieren. Macht man es in der 
GAK, Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, 
dann brauchen wir eine stärkere Berücksichtigung 
dieser Aspekte, aber ich habe nicht den Eindruck, 
dass genau diese Konzepte von Daseinsvorsorge 
immer schon mitgedacht werden. Also, entweder 
innerhalb der GAK, dann müssen wir mehr tun für 
die Daseinsvorsorge und die Lebensverhältnisse, 
oder wir sagen, wir lassen es jetzt so und machen 
ein anderes Konzept, was sich aber sehr stark um 
die Lebensverhältnisse kümmert.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ich denke, damit 
belassen wir das und starten dann in die letzte 
Fragerunde von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der 
Kollege Ebner hat sich gemeldet. Bitte schön. 
 
Abg. Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Danke Herr Vorsitzender. Es wurde gerade am 
Rande noch gestreift die Frage der Agrarumwelt-
maßnahmen bzw. Naturschutzmaßnahmen. Die 
Stabilität von Ökosystemen sichern wir nicht nur in 
Totalreservaten, sondern tatsächlich in der Fläche, 
in der Agrar- und Kulturlandschaft. Ich glaube, da 
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sind wir uns soweit alle einig. Diese Prämisse vor- 
ausgesetzt, sollten wir uns über die Rolle und Be-
deutung von Agrarumweltmaßnahmen bzw. Na-
turschutzmaßnahmen und deren Definition, was 
schließt das eigentlich mit ein, unterhalten. Herr 
Hemmerling hat vorhin schon einige Dinge dazu 
gesagt und das eigentlich von sich gewiesen. Ich 
wollte schon die Frage stellen, ob wir das Feld an 
der Stelle anderen überlassen sollen - die Zustän-
digkeit für die Finanzierung solcher Maßnahmen, 
wenn sie in Naturschutzmaß- nahmen reingehen, 
ganz woanders belassen oder nicht besser hier aktiv 
mitgestalten. Deshalb meine Frage. Ich würde sie 
gerne an Herrn Professor Weingarten und an  
Herrn Dr. Augsten stellen. Wenn man jetzt davon 
ausgeht - wir haben den Naturschutz im Grunde nur 
in der Zieldefinition - ist es nicht sinnvoll, das in 
den Gesetzestext mit aufzunehmen? Und kann das 
Ziel „Landbewirtschaftung einschließlich Ver-
tragsnaturschutz und Landschaftspflege“ den An-
forderungen des Naturschutzes da gerecht werden? 
Vielleicht, Herr Dr. Augsten, können Sie auch noch 
konkretisieren, Sie sagten, nicht investive Maß-
nahmen sind nicht klar konkretisiert, da ist eine 
Klarstellung notwendig, vielleicht können Sie da 
noch zwei, drei Punkte benennen, was da notwen-
dig ist. Aber auch die investiven Maßnahmen - 
glaube ich - brauchen wir. Herr Hemmerling hatte 
das kritisiert, aber ich glaube, da gibt es noch eine 
andere Sicht auf die Dinge, investive Maßnahmen, 
auch Flächen für den Naturschutz in der Agrar-
landschaft zu haben, um Konflikte auch zu lösen 
und damit für alle Seiten ein besseres Miteinander 
hinzukriegen. Last but not least die Rolle des Kli-
maschutzes, sehen Sie auch da Ansätze? Ich glaube, 
da können wir auch im Hinblick auf die Landwirt-
schaft einiges tun.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Zunächst war  
Professor Weingarten angesprochen. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Aus meiner Sicht macht 
die jetzige Regelung, dass wir hellgrüne Maßnah-
men über die GAK finanzieren können und dun-
kelgrüne Maßnahmen bisher noch nicht, keinen 
Sinn und ist nur aus der Historie Marktentlastung 
usw. zu verstehen. Aber Marktentlastung ist heute 
kein Ziel mehr. Bei den Naturschutzmaßnahmen, 
auch den Klimaschutzmaßnahmen, handelt es sich 
um Maßnahmen, die zu Zielen beitragen wie Bio-
diversität, Klimaschutz, die definitiv eine nationale 

oder eine globale Bedeutung – beim Klimaschutz – 
haben, so dass es da aus meiner Sicht auch Sinn 
macht, dass das nicht von Ländern alleine finanziert 
wird, sondern - weil der Nutzen auf einer anderen 
Ebene ist - auch von höherer Ebene finanziert wird. 
Ob das jetzt heißt, dass das in die GAK hinein muss, 
ist für mich eine ganz andere Frage. Wenn wir den 
Klimaschutz planen, wie er vor ein paar Tagen im 
Entwurf vom BMUB veröffentlicht wurde, sehen, 
und denken an Wiedervernässung von Mooren, da 
können Beträge auf- kommen, die die jetzige GAK 
sprengen würden. Ich denke, dass es sinnvoll ist, da 
nach sinnvollen Finanzierungsmöglichkeiten zu 
suchen. Und wie gesagt, wenn es um Klimaschutz 
und Biodiversität geht, ist da aus meiner Sicht auch 
eine nationale und europäische Finanzierung 
sinnvoll. Aber, das muss nicht alles in die GAK 
hineingezwängt werden.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank.  
Und Herr Dr. Augsten bitte. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Ich hatte ja in 
meinem Eingangsstatement schon darauf hinge-
wiesen, dass jetzt alle möglichen Akteure sich da 
etwas wünschen. Das ist auch zu erwarten, wenn so 
ein wichtiger Schritt vollzogen wird. Dadurch, dass 
die Umwelt nicht mehr in unserem Bereich ange-
siedelt ist in Thüringen, haben wir natürlich auch 
Diskussionen mit dem Umweltministerium, das ist 
völlig klar. Ich sage mal, wir als Haus liegen da 
wahrscheinlich zwischen den Umweltverbänden 
und dem Bauernverband, weil wir sagen, es ist ein 
deutlicher Fortschritt, dass jetzt Umweltagrarmaß-
nahmen stärker Berücksichtigung finden, auch was 
Biodiversität und Klimaschutz angeht. Meine Be-
merkung vorhin bezog sich auf einen ganz konkre-
ten Punkt und ich lese auch durchaus mal die Ziffer 
vor, damit Sie das mitverfolgen können. Aus Sicht 
mehrerer Leute, die sich damit beschäftigen in 
Thüringen, ist im Paragraph 1 Absatz 1 Ziffer 1 und 
2 und im Paragraph 2 Absatz 1 diese Darstellung zu 
diesen Agrarumweltmaßnahmen nicht scharf ge-
nug. Gerade im nichtproduktiven Bereich ist da sehr 
viel Interpretationsspielraum möglich, das merken 
wir, wenn wir mit dem Umweltministerium reden, 
weil die dann praktisch völlig andere Dinge hinein 
interpretieren als das, was wir dort sehen. Und in-
sofern wäre es da wichtig, dass man in diesen Be-
reichen - im Paragraphen 1 Absatz 1 -, dass man da 
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noch mal eine Klarstellung vornimmt und die 
Maßnahmen möglicherweise auch benennt, die dort 
gemeint sind. Denn man wird in der Diskussion 
auch merken, dass da die Vorstellungen sehr un-
terschiedlich aussehen. Da wäre es doch dann im 
Sinne des Vollzugs des Gesetzes hilfreich, wenn das 
genauer beschrieben wäre. Ansonsten, wir unter-
stützen ausdrücklich, dass wir den nächsten Schritt  
gehen und hier Biodiversität, Artenschutz, Klima-
schutz und Umweltschutz stärker Berücksichtigung 
finden.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank. Kollege Ostendorff 
noch kurz.  
 
Abg. Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): An Herrn Dr. Augsten und Herrn 
Professor Weingarten: was würden Sie sich wün-
schen? 
 
Der Vorsitzende: Kurze Wünsche bitte,  
Herr Dr. Augsten. 
 
Dr. Frank Augsten (Thüringer Ministerium für In- 
frastruktur und Landwirtschaft): Dass es schnell 
geht. Und ich sage noch mal, dass die GAK im 
Endeffekt in der Gesamtschau aller wichtigen Stra-
tegien, die gefahren werden, dem nicht wider-
spricht, sondern, dass das in der Gesamtschau Bio-
diversitätsstrategie, Eiweißstrategie und Klima-
schutzstrategie alles gut zusammenpasst.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Weingarten. 
 
Prof. Dr. Peter Weingarten: Dass in einem Dialog-
prozess Konzepte zur ländlichen Entwicklung er-
arbeitet werden, wo die GAK ein Bestandteil ist, 
aber bei weitem nicht der alleinige. 
 
Der Vorsitzende: Super, so kompakt können Fragen 
und Antworten sein. Vielen herzlichen Dank. Wir 
kommen damit an das Ende unserer heutigen An-
hörung zum GAK-Gesetz. Es war eine sehr auf-
schlussreiche Anhörung. Ich danke unseren Sach-
verständigen für Ihre Statements, für Ihre Antwor-
ten. Ich bedanke mich auch bei den Kolleginnen 
und Kollegen für die intensive Fragestellung und 
Mitarbeit. Ja, es gibt vielfältige Themen und viele 
Meinungen zum GAK-Gesetz. Ich sehe auch sehr 
viel Übereinstimmung. Das Wesentliche, was ich 
jetzt aufgenommen habe, ist, dass sich alle über die 

Bedeutung des GAK-Gesetzes einig sind und alle 
gesagt haben, es ist ein wichtiger Schritt, der unbe-
dingt finanziell auch weiter aufgestockt und fort-
geschrieben werden muss. Ich habe aber auch mit-
genommen, dass wir uns einig sind, dass das 
GAK-Gesetz nicht alle Probleme des ländlichen 
Raumes lösen kann und dass es ein wichtiger Bau-
stein ist. Ich bin, glaube ich, mit Ihnen einer Mei-
nung, dass fast alle Ministerien und Ressorts in  
irgendeiner Form auch in die Politik des ländlichen 
Raumes eingebunden bleiben und werden müssen. 
In diesem Sinne vielen Dank für diese positive An- 
hörung. Ich wünsche den Sachverständigen eine 
gute Heimreise. Den Kolleginnen und Kollegen 
noch eine schöne Sitzungswoche. Den Zuhörern auf 
den Rängen ebenso eine gute Zeit. Unsere Anhö-
rung ist damit beendet. Danke. 
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